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1. Gesetze und Verordnungen 

Nr.88 

41. Gesetz zur Änderung der Kirchenordnung 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

vom 25. Mai 2018 

Die 48. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Die Kirchenordnung vom 20. Februar 1950 (GVBI. XIII. Bd„ S. 
135), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 19. November 
2016, wird wie folgt geändert: 

Art. 117 a) wird eingefügt: 

( 1) Zur Erprobung neuer Ordnungen, Arbeits- und Organisationsfor­
men kann die Synode mit Zweidrittelmehrheit Erprobungsgesetze 
beschließen, die von einzelnen Vorschriften der Kirchenordnung ab­
weichen. Abweichungen von der Kirchenordnung werden im Erpro­
bungsgesetz als solche jeweils kenntlich gemacht. 
(2) Voraussetzung für die Erprobung ist , dass eine Abwägung zwi­
schen den Vorteilen der Erprobung und möglichen Risiken stattge­
funden hat und der zu erprobenden Regelung keine gesamtkirchli­
chen Interessen entgegenstehen. 
(3) Die jeweiligen Erprobungsgesetze sowie ausführende Regelun­
gen sind nach der Hälfte der Laufzeit zu evaluieren und treten spä­
testens nach sechs Jahren außer Kraft. 

Artikel II 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2018 in Kraft. Es tritt am 30. Ju­
ni 2024 außer Kraft. 

Oldenburg, den 25. Mai 2018 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Thoma s Adomeit, OKR 
Vertreter im Bischofsamt 

Nr.89 

Kirchengesetz über den Datenschutz 
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Präambel 
1Dieses Kirchengesetz wird erlassen in Ausübung des verfassungs­
rechtlich garantierten Rechts der evangelischen Kirche, ihre Angele­
genheiten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle gelten­
den Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. 2Dieses Recht ist europa­
rechtl ich geachtet und festgeschrieben in Artike l 9 1 und Erwägungs­
grund 165 Verordnung EU 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. Apri l 20 16 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten­
verkehr und zur Aufüebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz­
Grundverordnung) sowie Artikel 17 Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV). 31n Wahrnehmung dieses Rechts 
stellt dieses Kirchengesetz den Einklang mit der Datenschutz­
Grundverordnung her und regelt die Datenverarbei tung im kirchli­
chen und diakonischen Bereich. 4 Die Datenverarbeitung dient der 
Erfüllung des kirchlichen Auftrags. 

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Schutzzweck 

Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, die e inzelne Person davor zu 
schützen, dass sie durch den Umgang mit ihren personenbezogenen 
Daten in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt 
wird. 

§ 2 
Anwendungsbereich 

( 1) 1Dieses Kirchengesetz gilt für die Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten durch die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied­
kirchen und die gliedkirchl ichen Zusammenschlüsse, a lle weiteren 
kirchlichen j uristischen Personen des öffentlichen Rechts sowie die 
ihnen zugeordneten kirchlichen und diakonischen Dienste, Einrich­
tungen und Werke ohne Rücksicht auf deren Rechtsform (kirchliche 
Stelle). 2Die Evangeli sche Kirche in Deutschland, die Gl iedkirchen 
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen sicher, dass 
auch in den ihnen zugeordneten Diensten, Einrichtungen und Wer­
ken dieses Kirchengesetz sowie die zu seiner Ausführung und 
Durchführung erlassenen weiteren Bestimmungen Anwendung fin­
den. 3Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen 
führen jeweils fü r ihren Bereich eine Übersicht über die kirchlichen 
Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, fü r die 
dieses Kirchengesetz gilt. 4ln die Übersicht sind Name, Anschrift , 
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Rechtsform und Tätigkeitsbereich der kirchlichen Werke und Ein­
richtungen aufzunehmen. 
(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die ganz oder tei lweise automati­
sierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie die nichtauto­
matisierte Verarbe itung personenbezogener Daten. die in einem Da­
te isystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. 
(3) Dieses Kirchengesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Rahmen der Tätigkeit einer kirchli­
chen Stelle oder in deren Auftrag, unabhängig vom Ort der Verarbei­
tung. 
(4) Dieses Kirchengesetz findet keine Anwendung auf die Verarbei­
tung personenbezogener Daten durch natürliche Personen zur Aus­
übung ausschließlich persönlicher oder famili ärer Tät igkeiten. 
(5) 1Die Vorschri ften dieses Kirchengesetzes gehen denen des Ver­
waltungsverfahrens und -zustellungsgesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vor, soweit bei der Ermittlung des Sachver­
haltes personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
(6) 'Soweit andere Rechtsvorschriften , die kirchliche Stellen anzu­
wenden haben, die Verarbeitung personenbezogener Daten regeln, 
gehen sie diesem K irchengesetz vor. 

*3 
Seelsorgegeheimnis und Amtsverschwiegenheit 

1 Aufzeichnungen, die in Wahrnehmung eines kirchlichen Seelsorge­
auftrages erstellt werden, dürfen Dritten nicht zugänglich sein. 2Die 
besonderen Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsor­
gegeheimnisses bleiben unberührt . 3Gleiches gilt für die sonstigen 
Verpflichtungen zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungs- und 
Verschwiegenheitspflich ten oder von Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzl ichen Vorschriften beruhen. 

§ 4 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kirchengesetzes bezeichnet der Ausdruck: 
1. „personenbezogene Daten" alle Informationen, die sich auf eine 

identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (im Folgen­
den „betroffene Person") beziehen; identifizierbar ist eine natür­
liche Person, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuord­
nung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnum­
mer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem 
oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann , 
die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psy­
chischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen ldentität die­
ser natürlichen Person sind; 

2. „besondere Kategorien personenbezogener Daten" 
a) a,lle Informat.ionen, aus denen religiöse oder weltanschauliche 

Uberzeugungen einer natürlichen Person hervorgehen, ausge­
nommen Angaben über die Zugehörigkeit zu einer Ki rche oder 
einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, 

b) alle Informationen, aus denen die rassische und ethnische Her­
kunft, politische Meinungen oder die Gewerkschaftszugehörig­
keit einer natürlichen Person hervorgehen, 

c) genetische Daten, 
d) biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürl i­

chen Person, 
e) Gesundheitsdaten, 
f) Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer na­

türlichen Person. 
3. „ Verarbeitung" jeden mit oder ohne Hi lfe automatisierter Verfah­

ren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zu­
sammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben , 
das Erfassen , die Organ isation, das Ordnen , die Speicherung, die 
Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die 
Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung 
oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die 
Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernich­
tung; 

4 . „Einschränkung der Verarbeitung" die Markierung gespeicherter 
personenbezogener Daten mit dem Z ie l, ihre künftige Verarbei­
tung einzuschränken; 

5. „Profiling" jede Art der automatisierten Verarbeitung personen­
bezogener Daten, die darin besteht, dass diese personenbezoge­
nen Daten verwendet werden , um bestimmte persönliche Aspek­
te, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, ins-
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besondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftli­
cher Lage, Gesundheit, persönlicher Vorlieben , Interessen, Zu­
verlässigkeit, Verhalten , Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser 
natürlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen; 

6. „Pseudonymisierung" die Verarbeitung personenbezogener Da­
ten in einer Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne Hin­
zuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spezifi­
schen betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern die­
se zusätzlichen Informationen gesondert aufbewahrt werden und 
technischen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen, die 
gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer 
identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewie­
sen werden; 

7. „Anonymisierung" die Verarbeitung personenbezogener Daten 
derart , dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig 
hohen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffe­
nen Person zugeordnet werden können; 

8. „Dateisystem" jede strukturierte Sammlung personenbezogener 
Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhän­
gig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funk­
tionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt 
wird; 

9. „verantwortliche Stelle" die natürliche oder juristische Person , 
kirchliche Stelle im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 oder sonstige 
Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke 
und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ent­
scheidet; 

10.„Auftragsverarbeiter" eine natürliche oder juristische Person, 
kirchliche oder sonstige Stelle, die personenbezogene Daten im 
Auftrag der verantwortlichen Stelle verarbeitet; 

11.„Empfänger" eine natürliche oder juristische Person , kirchliche 
oder sonstige Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt 
werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten 
handelt oder nicht; 

12.„Dritter" eine natürliche oder juristische Person, kirchliche oder 
sonstige Stelle, außer der betroffenen Person, der verantwortli­
chen Stelle, dem Auftragsverarbeiter und den Personen , die unter 
der unmittelbaren Verantwortung der kirchlichen Stelle oder des 
Auftragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten 
zu verarbeiten; 

.13 „,Einwilligung" jede freiwillig für den bestimmten Fall , in infor­
mierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbe­
kundung der betroffenen Person in Form einer Erklärung oder ei­
ner sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die 
betroffene Person zu verstehen gibt , dass sie mit der Verarbeitung 
der s ie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist; 

J 4.„Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten" eine Verlet­
zung der Sicherheit, die , ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig , 
zur Vernichtung , zum Verlust, zur Veränderung oder zur unbefug­
ten Offenlegung von oder zum unbefugten Zugang zu personen­
bezogenen Daten füh1t , die übermittelt, gespeichert oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden; 

15.„genetische Daten" personenbezogene Daten zu den ererbten 
oder erworbenen genetischen Eigenschaften einer natürlichen 
Person , die eindeutige Informationen über die Physiologie oder 
die Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und insbesonde­
re aus der Analyse einer biologischen Probe der betreffenden na­
türlichen Person gewonnen wurden; 

16.„biometrische Daten" mit speziellen technischen Verfahren ge­
wonnene personenbezogene Daten zu den physischen, physiolo­
oischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer natürlichen 
Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natürlichen Per­
son ermöglichen oder bestätigen , wie Gesichtsbilder oder dakty­
loskopische Daten ; 

17.„Gesundheitsdaten" personenbezogene Daten, die sich auf die 
körperliche oder geistige Gesundheit einer natürlichen Person, 
einschließlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, 
beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheits­
zustand hervorgehen ; 

18.„Drittland" einen Staat , in dem die Datenschutz-Grundverord­
nung keine Anwendung findet. 

19.„Unternehmen" eine natürliche oder juristische Person, die eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, unabhängig von ihrer Rechts­
form, einschließlich Personen- , Kapitalgesellschaften oder Verei­
nigungen , die regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nach­
gehen; 

144 

20 .„Beschäftigte" 

a) die in einem Pfarrdienst- oder in einem kirchlichen Beamten­
verhältnis oder in einem sonstigen kirchlichen öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Personen , 

b) und Arbeitnehmer, einschließlich der Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entleiher, 

c) zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, 

d) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben so­
wie an Abklärungen der beruflichen Eignung oder Arbeitser­
probungen (Rehabilitationen) , 

e) Beschäftigte in anerkannten Werkstätten für Menschen mit Be­
hinderungen , 

f) nach dem Bundesfreiwilligen- oder dem Jugendfreiwilligen­
dienstgesetz oder in vergleichbaren Diensten Beschäftigte, 

g) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit 
als arbeitnehmerälmliche Personen anzusehen sind; zu diesen 
gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten, 

h) Bewerbende für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen, 
deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist; 

21.„IT-Sicherheit" den Schutz der mit 1nformationstechnik verarbei­
teten Daten insbesondere vor unberechtigtem Zugri ff, vor uner­
laubten Änderungen und vor der Gefahr des Verlustes, um deren 
Vertraulichkeit, lntegrität und Verfügbarkeit zu gewährleisten. 

Kapitel 2 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

§5 

Grundsätze 
(l) Personenbezogene Daten sind nach folgenden Grundsätzen zu 

verarbeiten: 
1. Rechtmäßigkeit, Verhältnismäßigkeit, Verarbeitung nach Treu 

und Glauben, Transparenz; 
2. Zweckbindung: Personenbezogene Daten werden für festgelegte, 

eindeutige und legitime Zwecke erhoben. Sie dürfen nicht in ei­
ner mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiter­
verarbeitet werden. Eine Weiterverarbeitung für im kirchlichen 
Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder his­
torische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt als 
vereinbar mit den ursprünglichen Zwecken; 

3. Datenminimierung: Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
wird auf das dem Zweck angemessene und notwendige Maß be­
schränkt; personenbezogene Daten sind zu anonymisieren oder 
zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verwendungszweck 
möglich ist und keinen im Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck unverhältnismäßigen Aufwand erfordert; 

4. Richtigkeit: Personenbezogene Daten müssen sachlich richtig 
und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein. Es sind alle 
angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene 
Daten , die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrich­
tig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden; 

5. Speicherbegrenzung: Personenbezogene Daten werden in einer 
Form gespeichert, d ie die Identifizierung der betroffenen Perso­
nen nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie 
verarbeitet werden, erforderlich ist. Personenbezogene Daten 
dürfen länger gespeichert werden, soweit sie für die Zwecke des 
Archivs , der wissenschaftlichen und historischen Forschung so­
wie der Statistik verarbeitet werden; 

6. Integrität und Vertraulichkeit: Personenbezogene Daten werden 
in einer Weise verarbeitet, die eine angemessene Sicherheit ge­
währleistet , einschließlich des Schutzes vor unbefugter oder un­
rechtmäßiger Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung. 

(2) Die verantwortliche Stelle muss die Einhaltung der Grundsätze 
nachweisen können (Rechenschaftspflicht) . 

§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 

Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der 
nachstehenden Bedingungen erfüllt ist: 



1. eine Rechtsvorschrift erlaubt die Verarbeitung der personenbezo­
genen Daten oder ordnet s ie an; 

2. die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezogenen Daten für e inen oder 
mehrere bestimmte Zwecke gegeben; 

3. die Verarbeitung ist zur Erfüllung der Aufgaben der verantwortli­
chen Stelle erforderlich, einschließlich der Ausübung kirchlicher 
Aufsicht, 

4 . die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer sonstige n Aufga­
be erforderlich, die im kirchlichen Interesse liegt , 

5. d ie Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags , dessen Ver­
tragspartei die betroffene Person ist , oder zur Durchführung vor­
verlraglicher Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der be­
troffenen Person erfolgt; 

6. die Verarbeitung ist zur E1füllung einer rechtlichen Verpflichtung 
erforderlich, der die kirchliche Stelle unterliegt; 

7. die Verarbeitung ist erforderlich , um lebenswichtige Interessen 
der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person zu 
schützen; 

8. die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessenei­
nes Dritten e1forderlich, sofern nicht die schutzwürdigen Interes­
sen der betroffenen Person überwiegen, insbesondere dann, wenn 
diese minderjährig ist. 

§ 7 
Rechtmäßigkeit der Zweckänderung 

( 1) Die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu 
dem die personenbezogenen Daten ursprünglich erhoben wurden 
(Zweckänderung), ist nur rechtmäßig, wenn 

1. eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend vo­
raussetzt, 

2. eine staaUiche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirchliche Inte­
ressen nicht entgegenstehen; 

3. die betroffene Person eingewilligt hat; 
4. offensichtl ich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person 

liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht , dass diese in 
Kenntnis des anderen Zweckes ihre Einwilligung verweigern 
würde; 

5. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, wei l 
Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen; 

6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen wer­
den können oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen 
darf, es sei denn , dass das schutzwürdige Interesse der betroffe­
nen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich 
überwiegt; 

7. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls die Wahrneh­
mung des kirchlichen Auftrages gefährdet würde; 

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der 
Rechte einer anderen Person erforderlich ist; 

9. sie zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich 
ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des For­
schungsvorhabens das Interesse der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unver­
hältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann oder 

10. sie für statistische Zwecke zur Erfüllung des kirchlichen Auftra-
ges erforderlich ist. 

(2) 1ln anderen Fällen muss die kirchliche Stelle feststellen , ob die 
Zweckiinderung mit dem Zweck, zu dem die personenbezogenen 
Daten ursprünglich erhoben wurden, vereinbar ist. 2Dabei berück­
sichtigt sie unter andere m 

1. jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbe­
zogenen Daten erhoben wurden, und den Zwecken der beabsich­
tigten Weiterverarbeitung; 

2. den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erho­
ben wurden, insbesondere hinsichUich des Verhältnisses zwi­
schen den betroffenen Personen und der kirchlichen Stelle; 

3. die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besonde­
re Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden oder 
ob personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten gemäß§ 14 verarbeitet werden; 

4 . die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für 
die betroffenen Personen; 
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5. das Vorhandensein geeigneter Garantien , zu denen die Verschlüs­
selung, die Pseudonymisierung oder die Anonymisierung gehö­
ren kann. 

(3) 1Eine Verarbeitung fü r andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie 
der Wahrnehmung von Visitations- , Aufsichts- und Kontrollbe­
fugnissen , der Rechnungsprüfung, der Revision oder der Durch­
führung von Organisationsuntersuchungen für d ie verantwortli­
che Stelle dient. 2Das gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbil­
dungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche S telle, 
soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen der betrof­
fenen Person entgegenstehen. 

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich für Zwecke der Da­
tenschutzkontrolle , der Datensicherung oder zur Sicherstellung 
eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanla­
ge gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet 
werden. 

(5) Die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten für andere Zwecke ist nur rechtmäßig, wenn die Vorausset­
zungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 13 Absatz 2 zu­
lassen. 

§8 
Offenlegung an kirchliche oder öffentliche Stellen 

( 1) Die Offenlegung von personenbezogenen Daten an kirchliche 
Ste llen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offenlegcnden oder 
der empfangenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erfor­
derl ich ist und 

2. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 6 vorliegen. 
(2) 1Die Verantwortung fü r die Zulässigkeit der Offenlegung trägt 
die offenlegende verantwortliche Stelle. 2Erfolgt die Offenlegung 
auf Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle, trägt diese die 
Verantwortung. 3ln diesem Fall prüft die offenlegende verantwortli­
che Stelle nur, ob das Ersuchen im Rahmen der Aufgaben der daten­
empfangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer 
Anlass zur Prüfung der Rechtmäßigkeit der Offenlegung besteht. 
(3) 'Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die offengelegten 
Daten für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihr offen­
gelegt werden. 2Eine Verarbe itung für andere Zwecke ist nur unter 
den Voraussetzungen des § 7 zulässig. 
(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 offenge­
legt werden dürfen, weitere personenbezogene Daten der betroffe­
nen oder e iner anderen Person so verbunden, dass eine Trennung 
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist , so ist die 
Offenlegung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte In­
teressen der betroffenen oder einer anderen Person an deren Ge­
heimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung dieser Daten 
ist unzulässig. 
(5) Absatz 4 gi lt entsprechend, wenn personenbezogene Daten in­
nerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben werden. 
(6) Personenbezogene Daten dürfen an Stellen anderer öffentlich­
rechtlicher Religionsgesellschaften offengelegt werden, wenn das 
zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist, die der offenlegenden 
oder der empfangenden Stelle obliegen, und sofern sichergestellt ist, 
dass bei der empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaß­
nahmen getroffen werden und nicht offensichtlich berechtigte Inte­
ressen der betroffenen Person entgegenstehen . 
(7) Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und sonsrige öf­
fentliche Stellen des Bundes, der Länder und der Gemeinden und der 
sonstigen der Aufs icht des Bundes oder eines Landes unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts offengelegt werden, 
wenn dies e ine Rechtsvorschrift zulässt oder d ies zur Erfüllung der 
Aufgaben erforderlich ist, die der offen legenden Stelle obliegen, und 
offensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen Person nicht 
entgegenstehen. 
(8) 1Die datenempfangenden Stellen nach Absatz 6 und 7 dürfen die 
offengelegten Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfül­
lung sie ihnen offengelegt werden . 2Die offenlegende Stelle hat sie 
darauf hinzuweisen. 

§9 
Offenlegung an sonstige Stellen 

( 1) Die Offenlegung von personenbezogenen Daten an sonstige Stel­
len oder Personen ist zulässig, wenn 
1 . sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offenlegenden 
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kirchlichen Stelle liegenden Ausgaben erforderlich ist und die 
Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach§ 8 zulas­
sen, oder 

2. eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder 
3. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein berechtigtes 

Interesse an der Kenntnis der offenzulegenden Daten glaubhaft 
darlegen und die betroffene Person kein schutzwürdiges Interesse 
an dem Ausschluss der Offenlegung hat, es sei denn, dass Grund 
zu der Annahme besteht, dass durch die Offenlegung die Wahr­
nehmung des Auftrags der Kirche gefährdet würde. 

(2) Das Offenlegen von besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten ist abweichend von Absatz l Nummer 3 nur zulässig, soweit 
dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher 
Ansprüche erforderlich ist. 
(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offenlegung trägt die 
offenlegende kirchliche Stelle; durch Kirchengesetz oder durch 
kirchliche Rechtsverordnung kann die Offenlegung von der Geneh­
migung einer anderen kirchlichen Stelle abhängig gemacht werden. 
(4) 11n den Fällen der Offenlegung nach Absatz l Nummer 3 unter­
richtet die offenlegende kirchliche Stelle die betroffene Person von 
der Offenlegung ihrer Daten. 2Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen 
ist, dass sie davon auf andere Weise Kenntnis erlangt oder die Wahr­
nehmung des Auftrages der Kirche gefährdet würde. 
(5) 1Die datenempfangenden Stellen und Personen dürfen die offen­
gelegten Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung 
sie ihnen offengelegt werden. 2Die offenlegende Stelle hat sie darauf 
hinzuweisen. 

§ 10 
Datenübermittlung an und in Drittländer 

oder an internationale Organisationen 
(1) Jede Übennittlung personenbezogener Daten in Drittländer oder 
an internationale Organisationen, die bereits verarbeitet werden oder 
nach ihrer Übermittlung verarbeitet werden sollen, ist über die wei­
teren Voraussetzungen der Datenverarbeitung hinaus nur zulässig, 
wenn 

l . die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau ent­
sprechend den Bestimmungen des Artikel 45 Absatz 2 Daten­
schutz-Grundverordnung festgestellt hat , 

2. als geeignete Garantien Standarddatenschutzklauseln verwendet 
werden, die von der Kommission gemäß dem Prüfverfahren nach 
Artikel 93 Absatz 2 Datenschutz-Grundverordnung erlassen oder 
genehmigt worden sind. 

(f) Falls die Voraussetzungen des Absatz l nicht vorliegen, ist die 
Ubermittlung zulässig, wenn 
1 . die betroffene Person in die vorgeschlagene Datenübermittlung 

ausdrücklich eingewilligt hat, nachdem sie über die für sie beste­
henden möglichen Risiken aufgeklärt worden ist; 

2. die Übermittlung für die Erfüllung eines Vertrages oder Rechts­
verhältnisses zwischen der betroffenen Person und der verant­
wortlichen Stelle oder zur Durchführung von vertraglichen Maß­
nahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich ist; 

3. die Übermittlung zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im In­
teresse der betroffenen Person von der verantwortlichen Stelle 
mit einer anderen natürlichen oder juristischen Person geschlos­
senen Vertrages erforderlich ist; 

4. die Übermittlung aus wichtigen Gründen des kirchlichen Interes­
ses notwendig ist; 

5. die Übermittlung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi­
gung von Rechtsansprüchen erforderlich ist oder 

6. die Übermittlung zum Schutz lebenswichtiger Interessen derbe­
troffenen Person oder anderer Personen erforderlich ist, sofern 
die betroffene Person aus physischen oder rechtlichen Gründen 
außer Stande ist , ihre Einwilligung zu geben. 

§ 11 
Einwilligung 

( 1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss die verant­
wortliche Stelle nachweisen können, dass die betroffene Person in 
die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat. 
(2) 1Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine 
schriftliche Erklärung, die noch andere Sachverhalte betrifft, so 
muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und leicht zu­
gänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache erfolgen, so 
dass es von anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 2Soweit 
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die Erklärung unter Umständen abgegeben worden ist, die gegen 
dieses Kirchengesetz verstoßen, ist sie unwirksam. 
(3) 'Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit 
zu widerrufen. 2Durch den Widerruf der Einwilligung wird die 
Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf er­
folgten Verarbeitung nicht berührt. 3Die betroffene Person wird vor 
Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 4Der Widerruf 
der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung 
sein. 
(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwill igung freiwillig erteilt wurde, 
muss dem Umstand in größtmöglichem Maß Rechnung getragen 
werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, e inschließ­
lich der Erbringung einer Dienstleistung , von der Einwilligung zu ei­
ner Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für 
die Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich sind. 

§ 12 
Einwilligung Minderjähriger in Bezug 

auf elektronische Angebote 
1Minderjährige, denen elektronische Angebote von kirchlichen Stel­
len gemacht werden, können in die Verarbeitung ihrer Daten wirk­
sam einwilligen , wenn sie religionsmündig sind. 2Sind die Minder­
jährigen noch nicht religionsmündig, ist die Verarbeitung nur recht­
mäßig, wenn die Sorgeberechtigten die Einwilligung erteilt oder der 
Einwilligung zugestimmt haben. 3Die Einwilligung der Sorgebe­
rechtigten ist nicht erforderlich, wenn kirchliche Präventions- oder 
Beratungsdienste einem Kind unmittelbar angeboten werden. 

§ 13 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

( 1) Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen nicht 
verarbeitet werden. 
(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen besondere Kategorien perso­
nenbezogener Daten verarbeitet werden, wenn 
1 . die betroffene Person in die Verarbeitung der genannten perso­

nenbezogenen Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke 
ausdrücklich eingewill igt hat; 

2. die Verarbeitung erforderlich ist, damit die verantwo1tliche Stelle 
oder die betroffene Person die ihr aus dem Arbeits- und Dienst­
recht sowie dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial­
schutzes erwachsenden Rechte ausüben und ihren diesbezügli­
chen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach kirchlichem 
oder staatlichem Recht oder nach einer Dienstvereinbarung nach 
den kirchlichen Mitarbeitervertretungsgesetzen, die geeignete 
Garantien für die Rechte und die Interessen der betroffenen Per­
son vorsehen, rechtmäßig ist; 

3. die Verarbeitung zum Schutz lebenswichtiger Interessen derbe­
troffenen Person oder einer anderen natürlichen Person erforder­
lich und die betroffene Person aus körperlichen oder rechtlichen 
Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben; 

4. die Verarbeitung durch eine verantwortliche Stelle im Rahmen 
ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten und unter der Voraussetzung er­
folgt, dass sich die Verarbeitung ausschließlich auf die Mitglieder 
oder ehemalige Mitglieder der verantwortl ichen Stelle oder auf 
Personen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck re­
gelmäßige Kontakte mit ihr unterhalten, bezieht und die perso­
nenbezogenen Daten nicht ohne Einwilligung der betroffenen 
Personen nach außen offengelegt werden; 

5. die Verarbeitung sich auf personenbezogene Daten bezieht, d ie 
die betroffene Person öffentlich gemacht hat; 

6. die Verarbeitung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi­
gung von Rechtsansprüchen oder bei Handlungen der Kirchenge­
richte im Rahmen ihrer justi ziellen Tätigkeit erforderlich ist; 

7. die Verarbeitung auf der Grundlage kirchlichen Rechts, das in an­
gemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht , den We­
sensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene 
und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und 
Interessen der betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines er­
heblichen kirchlichen Interesses erforderlich ist; 

8. die Verarbeitung für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der 
Arbeitsmedizin, für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Be­
schäftigten , für die medizin ische Diagnostik, die Versorgung oder 
Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder für die Ver­
waltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- oder Sozi­
albereich auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen Rechts 



oder aufgrund eines Vertrags mit einem Angehörigen eines Ge­
sundheitsberufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 genannten Be­
dingungen und Garantien erforderlich ist; 

9 . die Verarbeitung aus Gründen des öffentlichen Interesses im Be­
reich der öffentl ichen Gesundheit, wie zur Gewährleistung hoher 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversor­
gung und bei Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf der 
Grundlage des kirchlichen oder staatlichen Rechts, das angemes­
sene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person , insbesondere des Berufsge­
heimnisses vorsieht, erforderlich ist, oder 

10. die Verarbeitung für im kirchlichen Interesse liegende Zwecke 
des Archivs, der wissenschaftlichen oder historischen Forschung 
oder der Statistik erfolgt und die Interessen der betroffenen Per­
son durch angemessene Maßnahmen gewahrt sind. 

(3) Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen für die 
in Absatz 2 Nummer 8 genannten Zwecke verarbeitet werden, wenn 
diese Daten von Fachpersonal oder unter dessen Verantwortung ver­
arbeitet werden und dieses Fachpersonal nach kirchlichem oder 
staatlichem Recht der Berufsgeheimnispflicht unte rliegt, oder wenn 
die Verarbeitung durch eine andere Person erfolgt, die ebenfalls nach 
kirchlichem oder staatlichem Recht einer Geheimhaltungspflicht un­
terliegt. 

§ 14 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Ver­
urteilungen und Straftaten oder damit zusammenhängende Siche­
rungsmaßregeln ist unter den Voraussetzungen des § 6 zulässig, 
wenn dies das kirchliche oder staatliche Recht, das geeignete Garan­
tien für die Rechte der betroffenen Personen vorsieht , zulässt. 

§ 15 
Verarbeitung, für die eine Identifizierung 

der betroffenen Person nicht erforderlich ist 
( 1) Ist für die Zwecke, für die eine verantwortliche Ste lle personen­
bezogene Daten verarbeitet, d ie Identifizierung der betroffenen Per­
son durch die verantwortliche Stelle nicht oder nicht mehr erforder­
lich, so ist d iese nicht verpflichtet, zur bloßen Einhaltung dieses Kir­
chengesetzes zusätzliche Informationen aufzubewahren, einzuholen 
oder zu verarbeiten, um die betroffene Person zu identifizieren. 
(2) 1Kann die verantwort.liche Stelle in Fällen gemäß Absatz 1 nach­
weisen, dass sie nicht in der Lage ist, die betroffene Person zu iden­
tifizieren, so unterrichtet sie die betroffene Person hierüber, sofern 
dies möglich ist. 2In diesen Fällen finden die§§ 17 bis 24 keine An­
wendung , es sei denn, die betroffene Person stellt zur Ausübung ih­
rer in diesen Vorschriften niedergelegten Rechte zusätzliche Infor­
mationen bereit, die ihre Identifizierung ermöglichen. 

Kapitel 3 
Rechte der betroffenen Person 

§ 16 
Transparente Information, Kommunikation 

( 1) Die verantwortliche Stelle trifft geeignete Maßnahmen, um der 
betroffenen Person alle Informationen, die nach diesem Kirchenge­
setz hinsichtlich der Verarbeitung zu geben sind, in präziser, transpa­
renter, verständlicher und leicht zugänglicher Form zu übermitte ln; 
dies gilt insbesondere für Informationen , die sich speziell an Minder­
jährige richten. 
(2) Die verantwortliche Stelle erleichtert der betroffenen Person die 
Ausübung ihrer Rechte gemäß den §§ 19 bis 25. 
(3) 'Die verantwortliche Stelle ste llt der betroffenen Person Informa­
tionen über die ergriffenen Maßnahmen gemäß den§§ 20 bis 25 in­
nerhalb von dre i Monaten nach Eingang des Antrags zur Verfügung . 
2Diese Frist kann um zwei Monate verlängert werden, wenn dies un­
ter Berücksichtigung der Komplexität und der Anzahl der Anträge 
erforderlich ist. 3Die verantwortliche Ste lle unterrichtet die betroffe­
ne Person innerhalb von drei Monaten nach Eingang über eine Frist­
verlängerung zusammen mit den Gründen für die Verzögerung. 
(4) Wird die verantwortliche Stelle auf den Antrag der betroffenen 
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Person hin nicht tätig, so unterrichtet sie die betroffene Person ohne 
Verzögerung, spätestens aber innerhalb von drei Monaten nach Ein­
gang des Antrags über die Gründe hierfür und über die Möglichkeit, 
bei der Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen oder einen gericht­
lichen Rechtsbehelf einzulegen . 

(5) 1 Informationen werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 2Bei 
offenkundig unbegründeten oder - insbesondere im Fall von häufi­
ger Wiederholung - exzessiven Anträgen einer betroffenen Person 
kann die verantwortliche Stelle sich weigern, aufgrund des Antrags 
üitig zu werden, oder ein angemessenes Entgelt verlangen. 

§ 17 
Informationspflicht bei unmittelba rer Datenerhebung 

( 1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person er­
hoben, so teilt die verantwortliche Stelle der betroffenen Person auf 
Verlangen in geeigneter und angemessener Weise Folgendes mit: 

1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle; 

2. gegebenenfalls die Kontaktdaten der oder des örtlich Beauftrag­
ten; 

3. d ie Zwecke , für die die personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

4. gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern 
der personenbezogenen Daten. 

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt die ver­
antwortliche Stelle der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhe­
bung dieser Daten auf Verlangen fo lgende weitere Informationen zur 
Verfügung: 

1. fa lls möglich die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge­
speichert werden, oder falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 
für die Festlegung dieser Dauer; 

2. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft , auf Berichtigung, auf 
Löschung, auf Einschränkung der Verarbeitung, auf Datenüber­
tragbarkeit sowie eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbei­
tung; 

3. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsbehörde; 

4. ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich 
oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss 
erforderl ich ist, und welche mögliche Folgen die Nichtbereitstel­
lung hätte . 

(3) Beabsichtig t die verantwortliche Stelle , die personenbezogenen 
Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den 
die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so stel lt sie der be­
troffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über 
diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informatio­
nen gemäß Absatz 2 zur Verfügung. 
(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und so­
weit die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt, 
oder die Informationspflicht einen unverhältnismäfügen Aufwand 
erfordern würde. 

§ 18 
Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

(1) 1Werden personenbezogene Daten nicht be i der betroffenen Per­
son erhoben, so teilt die verantwortliche Stelle der betroffenen Per­
son über die in § 17 Absatz 1 und 2 aufgeführten Informationen hi­
naus die zu ihr gespeicherten Daten mit, auch soweit sie sich auf 
Herkunft oder empfangende Stellen beziehen. 2 § 17 Absatz 4 gilt 
entsprechend. 

(2) Von dieser Verpflichtung ist die verantwortliche Stelle befreit, 
soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer 
speziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtigter 
Interessen Dritter geheim gehalten werden müssen und das Interesse 
der betroffenen Person an der Auskunftserteilung zurücktreten muss 
oder wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auftrags der 
Kirche gefährdet wird. 

§ 19 
Auskunftsrecht der betroffenen Person 

( l ) 1Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über 
die zu ihr gespeicherten personenbezogenen Daten. 2Die Auskunft 
muss folgende Infommtionen enthalten: 

l. die Verarbeitungszwecke; 

2. die Kategorien personenbezogener Daten; 
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3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern , gegenüber de­
nen d ie personenbezogenen Daten offengelegt worden sind; 

4. falls möglich, die geplante Dauer, für die die personenbezogenen 
Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der 
sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschrän­
kung der Verarbeitung durch die verantwortliche Stelle oder eines 
Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsbehörde; 

7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen 
Person erhoben werden , alle verfügbaren Informationen über die 
Herkunft der Daten. 

(2) Auskunft darf nicht erteilt werden , soweit die Daten oder die Tat­
sache ihrer Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvorschrift 
oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter geheim 
gehalten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person an 
der Auskunftserteilung zurücktreten muss, oder wenn durch die Aus­
kunft die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet wird . 

(3) Die Auskunft ist unentgeltlich. 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung, soweit die Auskunft einen un­
verhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 

§ 20 

Recht auf Berichtigung 
( 1) 'Unrichtige personenbezogene Daten s ind auf Antrag der betrof­
fenen Person unverzüglich zu berichtigen. 2Unter Be rücksichtigung 
der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, 
die Vervoll ständigung unvoll ständiger personenbezogener Daten -
auch mittels einer ergänzenden Erklärung - zu verlangen. 

(2) 1 Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die personenbe­
zogenen Daten zu Archivzwecken im kirchlichen Interesse verarbei­
tet werden. 2Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit der per­
sonenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstel­
lung einzuräumen. 3Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Ge­
gendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen. 

§ 21 
Recht auf Löschung 

(l) Personenbezogene Daten sind zu löschen , wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig ist oder 

2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in 
ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich 
ist; 

3. die betroffene Person ihre Einwilligung bezüglich der Verarbei­
tung ihrer Daten widerruft und es an einer anderweitigen Rechts­
grundlage für die Verarbeitung fehlt; 

4. die betroffene Person gemäß § 25 Widerspruch gegen die Verar­
beitung einlegt und keine vorrangigen berechtigten Gründe für 
9ie Verarbeitung vorliegen; 

5. die Löschung der personenbezogenen Daten zur Erfüllung recht­
licher Verpflichtungen der verantwortlichen Stelle notwendig ist; 

6 . die Löschung personenbezogener Daten verlangt wird , die bei 
elektronischen Angeboten, die Minderjährigen direkt gemacht 
worden sind , erhoben wurden. 

(2) Hat die verantwortliche Stelle die personenbezogenen Daten öf­
fentlich gemacht und ist sie gemäß Absatz 1 zu deren Löschung ver­
pflichtet, so trifft sie unter Berücksichtigung der verfügbaren Tech­
nologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnah­
men , auch technischer Art, um die für die Datenverarbeitung verant­
wortlichen Stellen, die die personenbezogenen Daten verarbeiten, 
darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die 
Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von 
Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten ver­
langt hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erfor­
derlich ist 

1. zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Infor­
mation; 

2. zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbei­
tung nach kirchlichem oder staatlichem Recht, dem die verant­
wortliche Stelle unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung ei­
ner Aufgabe, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
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hoheitlicher Gewalt erfolg t, die der verantwortlichen Stelle über­
tragen wurde; 

3. aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentli­
chen Gesundheit gemäß§ 13 Absatz 2 Nummer 8 bis 9; 

4. für im kirchlichem Interesse liegende Archivzwecke, wissen­
schaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statisti­
sche Zwecke, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussicht­
lich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich 
macht oder ernsthaft beeintriichtigt, oder 

5 . zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie zur Ausübu ng 
oder Verteidigung von Rechten. 

(4) Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich , tritt 
an die Stelle des Rechts auf Löschung das Recht au f Einschränkung 
der Verarbeitung gemäß § 22. 

(5) Vorschriften über das Archi v- und Kirchenbuchwesen bleiben 
unberührt. 

§ 22 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
( 1) Die betroffene Person hat das Recht gegenüber der verantwortl i­
chen Stelle auf Einschränkung der Verarbeitung , wenn eine der fol­
genden Voraussetzungen gegeben ist: 

1. die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der be­
troffenen Person bestritten, und zwar für eine Dauer, die es der 
verantwortlichen Stelle ermöglicht, die Richtigkeit der personen­
bezogenen Daten zu überprüfen; 

2. die Verarbeitung ist unrechtmäßig, die betroffene Person lehnt die 
Löschung der personenbezogenen Daten ab und verlangt statt­
dessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen 
Daten; 

3. die verantw01t liche Stelle benötigt die personenbezogenen Daten 
für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger, die betroffene Per­
son benötigt s ie jedoch zur Geltendmachung.Ausübung oder Ver­
teidigung von Rechtsansprüchen , oder 

4 . die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung 
gemäß § 25 eingelegt und es steht noch nicht fest , ob die berech­
tigten Gründe der verantwo1tlichen Stelle gegenüber denen der 
betroffenen Person überwiegen. 

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen 
diese personenbezogenen Daten - von ihrer Speicherung abgesehen 
- nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur Geltendma­
chung , Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder 
zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder j uristischen 
Person oder aus Gründen eines wichtigen kirchlichen Interesses ver­
arbeitet werden . 

(3) Eine betroffene Person, d ie eine E inschränku ng der Verarbeitung 
gemäß Absatz 1 erwirkt hat , wird von der verantwortlichen Stelle un­
ten-ichtet , bevor die Einschränkung au fgehoben wird . 

(4) Bei automatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, 
dass eine Einschränku ng der Verarbe itung eindeutig erkennbar ist 
und eine Verarbeitung für andere Zwecke nicht ohne weitere Prü­
fung möglich ist. 

(5) Vorschriften über das Archi v- und Kirchenbuchwesen bleiben 
unberührt. 

§ 23 
Informationspflicht bei Berichtigung, Löschung 

oder Einschränkung der Verarbeitung 
1Die verantwortliche Stelle teilt allen Empfängern, denen personen­
bezogene Daten offengelegt werden , j ede Berichtigung oder Lö­
schung der personenbezogenen Daten oder eine Einschränkung der 
Verarbeitung nach den§§ 20 bis 22 mit , es sei denn, dies erweist sich 
als unmöglich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand ver­
bunden. 2Die verantwortliche Stelle unten-ichtet die betroffene Per­
son über diese Empfänger, wenn die betroffene Person dies verlangt. 

§ 24 
Recht auf Datenübertragbarkeit 

(1) 1Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden perso­
nenbezogenen Daten , d ie sie einer verantwo1tlichen Stelle bereitge­
stellt hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einer anderen 
verantwortlichen Stelle ohne Behinderung durch die verantwortliche 



Stelle , der die personenbezogenen Daten bereitgeste llt wurden, zu 
übermitte ln, sofern 
1 . die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder auf e inem Vertrag 

beruht und 
2 . die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 2Die 

betroffene Person kann verlangen, dass die personenbezogenen 
Daten direkt von der verantwortlichen Stelle einem anderen Drit­
ten übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. 

(2) Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht fü r e ine Verarbei­
tung, die für die Wahrnehmung e iner Aufgabe erforderlich ist, d ie im 
kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung kirchlicher Aufsicht er­
folgt , die der kirchlichen Ste lle übertragen wurde. 
(3) Das Recht gemäf3 Absatz J darf die Rechte und Freiheiten ande­
rer Personen nicht bee inträchtigen. 

§ 25 

Widerspruchsrecht 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung 
s ie betre ffender personenbezogener Daten gemäß § 6 Nummer 1, 3, 
4 oder 8 Widerspruch e inzulegen; dies gilt auch für die Verarbe itung 
personenbezogene r Daten im Rahmen eines Profilings. 
(2) Der Widerspruch verpflichtet die verantwortliche Stelle dazu, die 
Verarbeitung zu unterlassen, soweit nicht an der Verarbe itung ein 
zwingendes kirchliches Interesse besteht, das Interesse einer dritten 
Person überwiegt oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung ver­
pflichtet. 

Kapitel 4 
Pflichten der verantwortlichen Stellen 

und Auftragsverarbeiter 

§ 26 
Datengeheimnis 

1Den bei der Datenverarbeitung tätigen Personen ist untersagt, per­
sonenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). 
2Diese Personen sind be i der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Da­
tengeheimnis schriftlich zu verpflichten, soweit sie nicht aufgrund 
anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegenheit ve rpflich­
tet wurden. 3Das Datengehe imnis besteht auch nach Beendigung ih­
rer Tätigkeit fort. 

§ 27 
Technische und organisatorische Maßnahmen, IT-Sicherheit 

( 1) 1 Die verantwortliche Ste lle und der kirchliche Auftragsverarbei­
ter haben unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Imple­
mentierungskosten, der Art , des Umfangs , der Umsüinde und der 
Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahr­
sche inlichkeiten und Schwere der Risiken für die Rechte und Frei­
heiten natürlicher Personen geeignete technische und organisatori­
sche Maßnahmen zu treffen, um ein dem Risiko angemessenes 
Schutzniveau zu gewährle isten und einen Nachweis hierüber führen 
zu können. 2Diese Maßnahmen schließen unter anderem ein: 
1. d ie Pseudonymisierung, die Anonymisierung und die Verschlüs­

selung personenbezogener Daten; 
2. die Fähigkeit, die Vertraulichkeit , Integrität, Verfügbarkeit und 

Belastbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit 
der Verarbeitung auf Dauer sicherzustellen; 

3. die Fähigkeit , die Verfügbarke it der personenbezogenen Daten 
und den Zugang zu ihnen bei einem physischen oder technischen 
Zwischenfall unverzüglich wiederherzuste llen; 

4 . ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung , Bewertung und 
Evaluierung der Wirksamkeit der technischen und organisatori­
schen Maßnahmen zur Gewährle istung der Sicherheit der Verar­
beitung. 

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbe­
sondere die Risiken zu berücksichtigen , die mit der Verarbeitung 
verbunden sind, insbesondere durch - ob unbeabsichtigt oder un­
rechtmäßig - Vernichtung, Verlust , Veränderung , unbefugte Offenle­
gung von oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten , die 
übermittelt, gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden. 
(3) Erforderlich s ind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht. 
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(4) Die Einhaltung e ines nach dem EU-Recht zertifiz ierten Verfah­
rens kann als Gesichtspunkt herangezogen werden, um die Erfüllung 
der Pflichten der verantwortlichen Stelle gemäß Absatz 1 nachzu­
weisen. 

(5) Die verantwortliche Ste lle und der kirchliche Auftragsverarbeiter 
stellen sicher, dass natürliche Personen, die Zugang zu personenbe­
zogenen Daten haben, diese nur auf ihre Weisung verarbeiten. 

(6) 1Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter s ind verpflich­
tet , IT-Sicherheit zu gewährleisten. 2Das Nähere regelt der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung der Kirchenkonferenz. 

§ 28 
Datenschutz durch Technikgestaltung und 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen 

( 1) Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implemen­
tierungskosten , der Art , des Umfangs, der Umstände und der Zwe­
cke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahr­
scheinlichkeiten und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen 
Risiken für die Rechte natürlicher Personen tri fft d ie verantwortliche 
Ste lle sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die Ver­
arbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung 
technische und organisatorische Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen und die notwendigen 
Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen, um den Anforderungen 
dieses Ki rchengesetzes zu genügen und die Rechte der betroffenen 
Personen zu schützen. 

(2) 1Die verantwortliche Stelle trifft technische und organisatorische 
Maßnahmen, die geeignet sind , durch Voreinstellung grundsätzl ich 
nur personenbezogene Daten, deren Verarbeitung für den jeweil igen 
bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist, zu verarbeiten. 
2Diese Verpflichtung gi lt für die Menge der erhobenen personenbe­
zogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist 
und ihre Zugänglichke it. 3Solche Maßnahmen müssen insbesondere 
geeignet sein, dass personenbezogene Daten nicht ohne Eingreifen 
der verantwortlichen Stelle durch Voreinstellungen einer unbe­
stimmten Zahl von natürlichen Personen zugänglich gemacht wer­
den. 

(3) Die Einhaltung eines nach EU-Recht zertifizierten Verfahrens 
kann als Gesichtspunkt herangezogen werden, um die Erfüllung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen nachzuweisen . 

§ 29 
Gemeinsam verantwortliche Stellen 

( 1) 'Legen zwei oder mehr verantwortliche Stellen gemeinsam die 
Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung fest, so sind sie gemeinsam 
verantwortliche Ste llen. 2Sie legen in einer Vereinbarung in transpa­
renter Form fest, wer welche Verpflichtung gemäß diesem Kirchen­
gesetz erfüllt , soweit die jeweiligen Aufgaben der verantwortlichen 
Ste llen nicht durch Rechtsvorschriften festgelegt sind. 

(2) 1ln der Vereinbarung kann eine Anlaufstelle für die betroffenen 
Personen angegeben werden. 2Das Wesentliche der Vereinbarung 
wird der betroffenen Person auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

(3) Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung kann die betroffe­
ne Person ihre Rechte im Rahmen dieses Kirchengesetzes bei und 
gegenüber jeder einzelnen verantwortlichen Stelle geltend machen. 

§ 30 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Auftrag 

( 1) 'Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stel­
len oder Personen verarbe itet, ist die auftraggebende ki rchliche Stel­
le für die Einhaltung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes und 
anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich. 2Die in 
Kapite l 3 genannten Rechte sind ihr gegenüber geltend zu machen. 
3Zuständig für die Aufsicht ist die Aufsichtsbehörde der beauftragen­
den kirchlichen Stelle. 

(2) Für eine Auftragsverarbeitung in Drittländern gilt § 10. 

(3) 1Der Auftragsverarbeiter ist unter besonderer Berücksichtigung 
der Eignung der von ihm getroffenen technischen und organisatori­
schen Maßnahmen sorgfältig auszuwählen. 2Der Auftrag ist schrift­
lich zu erte ilen , wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind: 

1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags; 

2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Verarbei­
tung, die Art der Daten und der Kreis der Betroffenen; 
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3. die nach § 27 zu treffenden technischen und organisatorischen 
Maßnahmen sowie ihre Kontrolle durch den Auftragsverarbeiter; 

4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; 
5. die Verpflichtung der Beschäftigten des Auftragsverarbeiters auf 

das Datengeheimnis; 
6. gegebenenfalls die Berechtigung zur Begründung sowie die Be­

dingungen von Unterauftragsverhältnissen; 
7. die Kontrollrechte der beauftragenden kirchlichen Stelle und die 

entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auf­
tragsverarbeiters; 

8. mitzutei lende Verstöße des Auftragsverarbe iters oder der bei ihm 
beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutzpersonen­
bezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festle­
gungen; 

9. der Umfang der Weisungsbefugnis , die sich die beauftragende 
kirchliche Stelle gegenüber dem Auftragsverarbeiter vorbehält; 

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim 
Auflragsverarbeiter gespeicherter Daten nach Beendigung des 
Auftrags. 3Die beauftragende kirchliche Stelle hat sich vor Be­
ginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Ein­
haltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und or­
gan isatorischen Maßnahmen zu überzeugen. 4Das Ergebnis ist zu 
dokumentieren. 

(4) 1Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur im Rahmen der Wei­
sungen der kirchlichen Stelle verarbeiten. 21st er der Ansicht, dass ei­
ne Weisung der kirchlichen Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder 
andere Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat er die kirch­
liche Stelle unverl üglich darauf hinzuweisen. 
(5) 'Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf den Auf­
tragsverarbeiter keine Anwendung finden , ist die kirchliche Stelle 
verpflichtet sicherzustellen , dass der Auftragsverarbeiter diese oder 
gleichwertige Bestimmungen beachtet. 2In diesem Fall dürfen s ich 
abweichend von Absatz 3 die Vertragsinhalte an Artikel 28 EU-Da­
tenschutz-Grundverordnung orientieren. 3Der Auftragsverarbeiter 
unterwirft sich der kirchlichen Datenschutzaufsicht. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder 
Wa11ung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsan­
lagen durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei 
ein Zugriff auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen wer­
den kann. 
(7) 'Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied­
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann bestim­
men, dass vor der Beauftragung die Genehmigung einer kirchlichen 
Stelle einzuholen ist oder Mustervereinbarungen zu verwenden sind. 
2Bei der Beauftragung anderer kirch licher Stellen kann in den 
Rechtsvorschriften von Absatz 3 Satz 2 Nummer 3, 5, 7 und 9 und 
Satz 4 abgesehen werden. 
(8) Die Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln und die Ver­
wendung zertifi zierter und kirchlich geprüfter Informationstechnik 
können herangezogen werden, um die Erfüllung der date nschutz­
rechtlichen Anforderungen durch den Auftragsverarbeiter nachzu­
weisen. 

§ 31 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

(1) 1Jede verantwortl iche Stelle führt ein Verzeichnis aller Verarbei­
tungstätigkeiten, die ihrer Zuständigkeit unterliegen. 2Dieses Ver­
zeichnis enthält fo lgende Angaben: 
1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle und 

gegebenenfalls der gemeinsam mit ihr verantwortlichen Stelle 
sowie gegebenenfalls der oder des örtlich Beauftragten; 

2. die Zwecke der Verarbeitung; 
3. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der 

Kategorien personenbezogener Daten; 
4. gegebenenfalls die Verwendung von Profiling; 
5. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personen­

bezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt 
werden, e inschließlich Empfängern in Drittländern oder interna­
tionalen Organisationen; 

6. gegebenenfalls Übermitt lungen von personenbezogenen Daten 
an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, ein­
schließlich der Angabe der dort getroffenen geeigneten Garan­
tien; 

7. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der 
verschiedenen Datenkategorien; 
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8. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen 
und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 27. 

(2) Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Katego­
rien von im Auftrag einer verantwortlichen S1elle durchgeführten 
Tätigkeiten der Verarbeitung, das Folgendes enthält: 

1. den Namen und die Kontaktdaten der Auftragsverarbeiter und je­
der verantwortlichen Stelle, in deren Auftrag der Auftragsverar­
beiter tätig ist , sowie der örtlich Beauftragten; 

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jeder verant­
wortlichen Stelle durchgeführt werden; 

3. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten 
an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, ein­
schließlich der Angabe der dort getroffenen geeigneten Garan­
tien; 

4. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der techn ischen 
und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 27. 

(3) Das in den Absätzen l und 2 genannte Verzeichnis ist schriftlich 
oder elektronisch zu führen. 

(4) Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter stellen der Auf­
sichtsbehörde die Verzeichnisse auf Anfrage zur Verfügung. 
(5) 1 Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten nicht für 
verantwortliche Stellen, die weniger als 250 Beschäftigte haben. 
2Kirchliche Stellen, die weniger als 250 Beschäftigle haben, erstel­
len Verzeichnisse nach Absatz 1 und 2 nur hinsichtlich der Verfah­
ren, die die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten einschließen. 
(6) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied­
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vorsehen , 
dass für einheitliche Verfahren das Verzeichnis zentra l geführt wird. 

§ 32 

Meldung von Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde 

(1) Im Falle e iner Verletzung des Schutzes personenbezogener Da­
ten, die voraussichtlich zu einem nicht unerheblichen Risiko für die 
Rechte natürlicher Personen führ! , meldet die veranlwortliche Stelle 
dies unverzüglich der Aufsichlsbehörde. 

(2) Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes per­
sonenbezogener Daten bekannt wird, meldet er diese der verantwort­
lichen Ste lle unverzüglich. 
(3) Die Meldung gemäß Absatz l enthält insbesondere fo lgende In­
formationen: 
1 . eine Beschreibung der Art der Verlelzung des Schutzes personen­

bezogener Daten, soweit möglich mit Angabe der Kategorien und 
der ungefähren Zahl der betroffenen Personen, der betroffenen 
Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen personenbe­
zogenen Datensätze; 

2. den Namen und die Kontaktdaten der oder des örllich Beauftrag­
ten oder einer sonstigen Anlaufste lle für weilere lnforma1ionen; 

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Dalen; 

4. eine Beschreibung der von der verantwortlichen Stelle ergriffe­
nen oder vorgeschlagenen Maßnahmen zur Behebung der Verlet­
zung des Schutzes personenbezogener Daten und gegebenenfa lls 
Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen Aus­
wirkungen. 

(4) Wenn und soweit die Informationen nicht zur gleichen Zeit be­
reitgestellt werden können, kann die verantwortliche Stelle diese In­
formationen unverzüglich schrittweise zur Verfügung stellen. 
(5) 1Die verantwortliche Stelle hat Verletzungen des Schutzes perso­
nenbezogener Daten zu dokumentieren. 2Die Dokumentation hat alle 
mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren Auswir­
kungen und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen. 3Diese 
Dokumenlation muss der Aufsichtsbehörde die Überprüfung der 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Pcu·agraphen ermöglichen. 

§ 33 
Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schutzes 

personenbezogener Daten betroffenen Person 
( 1) Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten vo­
raussichtlich ein hohes Risiko für die persönlichen Rechte natürli­
cher Personen zur Folge, so benachrichtigt die verantwortliche Stelle 
die betroffene Person unverzüglich von der Verletzung. 
(2) Die Benachrichtigung der betroffenen Person hat in klarer und 



einfacher Sprache zu erfolgen und enthält zumindest die Art der Ver­
letzung des Schutzes personenbezogener Daten und die in § 32 Ab­
satz 3 Nummer 2, 3 und 4 genannten Informationen und Maßnah­
men. 

(3) Von der Benachrichtigung der betroffenen Person kann abgese­
hen werden, wenn 

1. die verantwortliche Stelle durch nachträgliche Maßnahmen si­
chergestellt hat, dass das hohe Risiko für die Rechte der betroffe­
nen Personen gemäß Absatz l aller Wahrscheinlichkeit nach nicht 
mehr besteht, oder 

2. die Benachrichtigung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden wäre. In diesem Fall hat stattdessen eine im kirchli­
chen Bereich übliche öffentliche Bekanntmachung oder eine ähn­
liche Maßnahme zu erfolgen, durch die die betroffenen Personen 
vergleichbar wirksam informiert werden. 

§ 34 

Datenschutz-Folgenabschätzung 
( 1) 1Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung 
neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände 
und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko 
für die Rechte natürlicher Personen zur Folge, so führt die verant­
wortliche Stelle vorab eine Abschätzung der Folgen der vorgesehe­
nen Verarbeitungsvorgänge für den Schutz personenbezogener Da­
ten durch . 2Für die Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungs­
vorgänge mit ähnlich hohen Risiken kann eine einzige Abschätzung 
vorgenommen werden. 

(2) Die verantwortliche Stelle holt bei der Durchführung einer Da­
tenschutz-Folgenabschätzung den Rat der oder des örtlich Beauf­
tragten ein , sofern ein solcher benannt wurde. 

(3) Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 ist insbe­
sondere in folgenden Fällen erforderlich: 

1. systematische und umfassende Bewertung persönlicher Aspekte 
natürlicher Personen, die sich auf automatisierte Verarbeitung 
einschließlich Profil ing gründet und die ihrerseits als Grundlage 
für Entscheidungen dient, die Rechtswirkung gegenüber natürli­
chen Personen entfalten oder diese in ähnlich erheblicher Weise 
beeinträchtigen; 

2. umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von perso­
nenbezogenen Daten oder von personenbezogenen Daten über 
strafrechtl iche Verurteilungen und Straftaten gemäß§ 14 oder 

3. systematische umfangreiche Überwachung öffentlich zugängli­
cher Bereiche. 

(4) Die Folgenabschätzung umfasst insbesondere: 

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungs­
vorgänge und der Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls ein­
schließlich der von der verantwortlichen Stelle verfolgten be­
rechtigten Interessen; 

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der 
Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf den Zweck; 

3. eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freiheiten derbe­
troffenen Personen und 

4. die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen. 
einschließlich Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfah­
ren, durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt 
und der Nachweis dafür erbracht wird , dass die datenschutzrecht­
lichen Regelungen eingehalten werden. 

(5) Die Aufsichtsbehörden sollen sowohl Listen zu Verarbeitungs­
vorgängen, für die gemäß Absatz l eine Datenschutz-Folgenab­
schätzung durchzuführen ist, a ls auch Listen zu Verarbeitungsvor­
gängen, für die keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich 
ist, erstellen und diese veröffentlichen. 

(6) Die Aufsichtsbehörden sind gehalten, den Austausch mit staatli­
chen Aufsichtsbehörden und dem Europäischen Datenschutzaus­
schuss zu suchen, um durch die Aufstellung aufeinander abgestimm­
ter Listen die Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und nichtkirch­
lichen Stellen zu erleichtern. 
(7) Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage im kirchlichen, 
staatlichen oder europäischen Recht, dem die verantwortliche Stelle 
unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvorschriften den konkreten 
Verarbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvorgiinge 
regeln und bereits im Rahmen der allgemeinen Folgenabschätzung 
im Zusammenhang mit dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Da­
tenschutz-Folgenabschätzung erfolgte, gelten die Absätze 1 bis 5 
nicht. 
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(8) Erforderlichenfalls führt die verantwortliche Stelle eine Überprü­
fung durch, um zu bewerten, ob die Verarbeitung gemäß der Daten­
schutz-Folgenabschätzung durchgeführt wird; dies gilt zumindest , 
wenn hi1~~ichtlich des mit den Verarbeitungsvorgängen verbundenen 
Risikos Anderungen e ingetreten sind. 
(9) Die verantwortliche Stelle konsultiert vor der Verarbeitung die 
Aufsichtsbehörde, wenn aus der Datenschutz-Folgenabschätzung 
hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Folge hat. 

§ 35 
Audit und Zertifizierung 

1Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicherheit kön­
nen Anbieter von Datenverarbeitungssystemen und -programmen 
und datenverarbeitende Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre 
technischen Einrichtungen durch geeignete Stellen prüfen und be­
werten lassen sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen. 2Nä­
heres kann der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch 
Rechtsverordnung regeln. 

Kapitel S 

Örtlich Beauftragte für den Datenschutz 

§ 36 
Bestellung von örtlich Beauftragten für den Datenschutz 

(1) Bei verantwortlichen Stellen sind örtlich Beauftragte oder Be­
triebsbeauftragte für den Datenschutz (örtlich Beauftragte) zu be­
stell en, wenn 
1. bei ihnen in der Regel mindestens zehn Personen ständig mit der 

Verarbeitung personenbezogener Daten betraut sind, oder 
2. die Kerntätigkeit der verantwortlichen Stelle in der umfangrei­

chen Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten besteht. Die Vertretung ist zu regeln. 

(2) 1Die Bestellung kann sich auf mehrere verantwortliche Stellen 
erstrecken. 2Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann 
bestimmen, dass mehrere verantwortliche Stellen zur gemeinsamen 
Bestellung eines örtlich Beauftragten verpflichtet werden. 
(3) 1Zu örtlich Beauftragten dürfen nur Personen bestellt werden, die 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zu­
verlässigkeit besitzen. 2Die Bestellung kann befristet für mindestens 
drei Jahre erfolgen. 
(4) Zu örtlich Beauftragten sollen diejenigen nicht bestellt werden, 
die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt sind oder de­
nen die Le itung der kirchlichen Stelle obliegt. 

(5) 1Die Bestellung von örtlich Beauftragten erfolgt schriftlich und 
ist der Aufsichtsbehörde und der nach dem jeweiligen Recht für die 
allgemeine Aufsicht zuständigen Stelle anzuzeigen; die Kontaktda­
ten sind zu veröffentlichen. 21st der örtlich Beauftragte nicht Be­
schäftigter einer verantwortlichen Stelle, sind seine Leistungen ver­
traglich zu regeln. 
(6) Soweit bei verantwortlichen Stellen keine Rechtsverpflichtung 
für die Bestellung von Personen als örtlich Beauftragte besteht, hat 
die Leitung die Erfüllung der Aufgabe in anderer Weise sicherzustel­
len. 

§ 37 
Stellung 

(1) 1Die örtl ich Beauftragten sind den gesetzlich oder verfassungs­
mäßig berufenen Organen der verantwortlichen Stellen unmittelbar 
zu unterstellen. 2Sie sind im Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei. 
3Sie dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. 'Sie 
kön nen Auskünfte verlangen, Einsicht in Unterlagen nehmen und er­
halten Zugang zu personenbezogenen Daten und den Verarbeitungs­
vorgängen. 5Die verantwortliche Stelle unterstützt die örtlich Beauf­
tragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und stellt die notwendigen 
Mittel zur Verfügung. 6§ 42 Absatz 6 und 7 gilt entsprechend. 
(2) 1Die Abberufung der örtlich Beauftragten ist nur in entsprechen­
der Anwendung des § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig. 
2Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist nur zulässig, wenn 
Tatsachen vorliegen, die zur Kündigung aus wichtigem Grund be­
rechtigen. 3Gleiches gilt für den Zeitraum eines Jahres nach Beendi­
gung der Bestellung. 
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(3) 1Zur Erlangung und zur Erhaltung ?er erforderlichen ~ach~unde 
hat die verantwortliche Stelle den ö rtlich Beauftragten die Teilnah­
me an Foit- und Weite rbildungsveranstaltungen zu ermöglichen und 
die Kosten zu tragen . 2Die dazu notwendige Freistellung hat ohne 
Minderung der Bezüge oder des Erholungsurlaubes zu erfolgen. 31m 
Konfliktfall kann die Aufsichtsbehörde angerufen werden. 
(4) Betroffene Personen und Mitarbeitende können sich unmittelbar 
an die örtlich Beauftragten wenden. 
(5) Staatliche Vorschriften über Zeugnisverweigerungsrechte für 
Datenschutzbeauftrag te finden für örtlich Beauftragte entsprechen­
de Anwendung. 
(6) Die verantwortlichen Stellen stellen sicher, dass örtlich Beauf­
tragte ordnungsgemäß und frühzeitig bei allen mit dem Schutz per­
sonenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen beteiligt wer­
den. 

§ 38 
Aufgaben 

1Die örtlich Beauftragten wirken auf die Einhaltung der Bestim_mun­
<>en für den Datenschutz hin und unterstützen die verantwortlichen 
Stellen bei der Sicherstellung des Datenschutzes. 2Sie haben insbe­
sondere 
I. die verantwortliche Stelle und die Beschäft igten zu beraten; 
2. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbeitungsp_ro­

gramme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet 
werden sollen, zu überwachen; 

3. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Perso­
nen zu informieren und zu schulen; 

4. mit der Aufsichtsbehörde zusammenzuarbeiten; 
5. die verantwortliche Stelle bei der Datenschutz-Folgenabschät­

zung zu beraten und deren Durchführung zu überwachen. 

Kapitel 6 
Unabhängige Aufsichtsbehörden 

§ 39 

Errichtung der Aufsichtsbehörden und Bestellung 
der Beauftragten für den Datenschutz 

( 1) 1Über die Einhaltung dieses Kir~hei~gesetzes in der ~van~eli­
schen Kirche in Deutschland , den Glledkirchen und den glledkJrch­
lichen Zusammenschlüssen wachen unabhängige kirch liche Auf­
sichtsbehörden für den Datenschutz (Aufsichtsbehörden). 2Jede Auf­
sichtsbehörde wird von einem oder e iner Beauftragten für den Da­
tenschutz geleitet und nach außen vertreten . 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutscl~land erri~htet die 
Aufsichtsbehörde für den Bereich der Evangelischen Kirche 111 

Deutschland und ihres Evanoelischen Werkes für Diakonie und Ent­
wickluno sowie fü r die gesa~tkirchlichen Werke und Einrichtungen 
und bes~llt den Beauftragten oder die Beauftragte für den Daten­
schutz der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(3) 1Die Gliedkirchen und die gliedkirchliche~ Zus~mmenschlüsse 
errichten die Aufsichtsbehörde für ihren Bereich emzeln oder ge­
me inschaftlich soweit sie die Aufgaben nicht der Aufsichtsbehörde 
der Evangelisci1en Kirche in Deutschland ~bert1:agen . 2D~e Gliedk.ir­
chen können für die ihnen zugeordneten diakomschen Dienste, Em­
richtungen und Werke e igene Aufsichtsbehörden errichten. 
(4) 1Beauftraote für den Datenschutz sollen für mindestens vier, 
höchstens acht Jahre bestellt werden. 2Das Amt endet mit dem Amts­
antritt e iner Nachfolgerin oder eines Nachfolgers. 3Die erneute Be­
ste lluno ist zulässio. 4Das Amt ist hauptamtlich auszuüben. 5Neben­
tätigkeften sind n:i· zulässig, soweit dadurch das Vertrauen in d!e 
Unabhängigkeit und Unpartei lichkeit nicht gefährdet wird und s ie 
genehmigt sind . 
(5) 1Zu Beauftrag ten für den Datenschutz dürfen nur Personen_ be­
stellt werden welche die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche 
Fachkunde u'nd Zuverlässigkeit besitzen. 2Sie müssen die Befähi­
ouncr zum Richteramt oder zum höheren Dienst besitzen und einer 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören. 
3Sie sind auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer ~mtspflichten und 
die Einhaltung der kirchlichen Ordnung zu verpflichten. 
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§ 40 
Unabhängigkeit 

(1) 1Die Aufsichtsbehörden handeln bei der Erfüllung ihrer Aufga­
ben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse völl ig unabhängig. 2Sie 
unterliegen weder direkter noch indirekter Beeinfl_ussun_g von außen 
und ersuchen weder um Weisung noch nehmen sie Weisungen ent­
gegen. 
(2) Die Aufsichtsbehörden unterliegen der Rechnungsprüfung, so­
weit hierdurch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird . 

§ 41 
Tätigkeitsbericht 

1Die Aufsichtsbehörden erstellen mindestens alle zwei Jahre einen 
Tätiokeitsbericht, der eine Liste der Arten der gemeldeten Verstöße 
und der Arten der getroffenen Maßnahmen en~alten kann. 2Sie über­
mitteln den Bericht den jeweiligen kirchenleitenden Organen oder 
den jeweiligen Leitungsorganen der Diakonischen Werk~ und veröf­
fentlichen ihn. 3Auf dieser Grundlage können sie den leitenden Or­
ganen berichten. 

§ 42 
Rechtsstellung 

( ! ) 1Den Aufsichtsbehörden werden die Finanzmittel zur yerfügung 
oestellt, die s ie benötigen, um ihre Aufgaben und Befugmsse effek­
tiv wahrnehmen zu können. 2Die Finanzmittel sind in einem eigenen 
Haushaltsplan oder als Teil eines Gesamthaushaltes gesondert aus­
zuweisen und zu verwalten. 
(2) Die Aufsichtsbehörden wählen ihr Personal aus und besetzen die 
Personalstellen. 
(3) Die Beauftragten für den Datenschutz sind die Vorgesetzten der 
Mitarbeitenden in den Aufsichtsbehörden. 
(4) 1Die Beauftragten fü r den Datenschutz bestellen aus dem Kreis 
ihrer Mitarbeitenden in den Aufsichtsbehörden einen Vertreter oder 
eine Vertreterin. 2Vertreter oder Vertreterin können auch Beauftragte 
für den Datenschutz anderer Gliedkirchen oder der oder die Beauf­
tragte für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sein. 
(5) 1Die Aufsichtsbehörden können Aufgaben der Personalverwal­
tuno und Personalwirtschaft auf andere Kirchenbehörden übertra­
gen~ 2Diesen kirchlichen Stellen dürfen personenbezogene Daten d.er 
Beschäftigten offengelegt werden, soweit _der~n Kenntnis zur Erful­
lung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 
(6) 1Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden sind 
verpflichtet, über die ihnen amtlich bekan!ltge~ordenen.An&ele_gen­
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. 2D1es g ilt 111cht fur Mmeilu~­
oen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, d ie offenkundig 
~ind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 
lDie Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses . 
(7) 'Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden _clür­
fen auch wenn sie nicht mehr im Amt sind, liber Angelegenheiten, 
die der Verschwiegenheit unter) iegen, ohne Genehmigung weder vor 
Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. 
2Die Entscheiduno über Aussagegenehmigungen treffen die Beauf­
traoten für den Datenschutz für sich und ihre Mitarbeitenden in eige-o 
ner Verantwortung . 3Die Beauftragten für den Datenschutz gelt~n als 
oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungsgenchts­
ordnung. 
(8) 'Eine Kündigung von Beauftragten für den Dat~nschut~ im Ar­
beitsverhältnis ist während der Amtszeit nur zulässig, soweit Tatsa­
chen vorlieoen , die zu einer Künd igung aus wichtigem Grund be­
rechtigen. 2Dies gi lt für den Zeitraum von einem Jahr nach Beendi­
gung des Amtes entsprechend. 
(9) Beauftragte für den Datenschutz im Kirchenbeamtenverhältnis 
scheiden während der Amtszeit aus dem Dienst aus , wenn nach den 
Bestimmungen der §§ 76, 77, 79 oder 80 des Kirchenbeamtengeset­
zes der EKD die Voraussetzungen einer Ent lassung oder Gründe 
nach § 24 des Deutschen Richtergesetzes vorliegen~ die bei e iner:i 
Richter auf Lebenszeit dessen Entlassung aus dem Dienst rechtferti­
gen, oder wenn ein Disziplinargericht auf Entfernung aus dem 
Dienst erkennt. 



§ 43 
Aufgaben 

( 1) Die Aufsichtsbehörden haben insbesondere die einheitliche An­
wendung und Durchsetzung des kirchlichen Datenschutzrechtes in 
ihrem Zuständigkeitsbereich zu überwachen und sicherzustellen. 

(2) 'Sie sensibilis ieren, informieren und beraten die kirchliche Öf­
fentlichkeit sowie die verantwortlichen Stellen und kirchlichen Auf­
tragsverarbeiter über Fragen und maf3gebliche Entwicklungen des 
Datenschutzes sowie über die Vermeidung von Risiken. 2Sie unter­
richten betroffene Personen auf Anfrage über deren persönliche 
Rechte aus diesem Kirchengesetz, wobei spezifische Maf3nahmen 
für Minderjährige besondere Beachtung finden. 

(3) Sie schulen die ö rtlich Beauftragten und bilden sie fort. 

(4) Werden personenbezogene Daten in Drittländern verarbeitet, 
prüfen die Aufsichtsbehörden die Einhaltung der datenschutzrechtli­
chen Vorgaben und beraten über Möglichkeiten e iner gesetzeskon­
formen Verarbeitung. 
(5) Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der kirchenleiten­
den Organe oder von Amts wegen Gutachten und Stellungnahmen 
zu Rechtssetzungsvorhaben, die sich auf den Schutz von personen­
bezogenen Daten auswirken, abgeben. 
(6) Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der kirchenleiten­
den Organe oder von Amts wegen Musterverträge und Standards zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten erstellen, deren Einsatz und 
Umsetzung überprüfen und d ie Ergebnisse veröffentlichen; sie sol­
len Listen gemäß § 34 Absatz 5 bereitstellen. 

(7) Kirchliche Gerichte unterl iegen der Prüfung durch die Aufsichts­
behörden nur, soweit sie in eigenen Angelegenheiten als Verwaltung 
tätig werden. 
(8) 'Der Prüfung durch die Aufsichtsbehörden unterliegen nicht: 

1. Aufzeichnungen gemäf3 * 3 Satz 1; 
2. personenbezogene Daten, die dem Post- und Fernmeldegeheim­

nis oder dem Arztgeheimnis unterliegen, sowie personenbezoge­
ne Daten in Personalakten, wenn die betroffene Person der Prü­
fung der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall zulässigerweise 
gegenüber den Beauftragten für den Datenschutz widerspricht. 

2Die Aufsichtsbehörden teilen die Ergebnisse ihrer Prüfungen den 
verantwortlichen Stellen mit. 3Damit können Vorschläge zur Verbes­
serung des Datenschutzes , insbesondere zur Beseitigung von festge­
stellten Mängeln bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
verbunden sein. 

(9) 'Die Beauftrag ten für den Datenschutz arbeiten zusammen und 
bilden eine Datenschutzkonferenz, auf der gemeinsame Stellung­
nahmen und Handreichungen zu Datenschutz- und Kohärenzfragen 
beschlossen werden können. 2Sie tauschen mit den staatlichen Auf­
sichtsbehörden für den Datenschutz Erfahrungen und zweckdienli­
che Info rmationen aus und geben im Bedarfsfall Stellungnahmen ab. 

§ 44 
Befugnisse 

( 1) 1 Die Aufsichtsbehörden können verlangen, dass die verantwort­
liche n Stellen sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen. 
2 Auf Verlangen ist ihnen Auskunft sowie Einsicht in alle Unterlagen 
und Akten über die Verarbeitung personenbezogener Daten zu ge­
ben, alle diesbezüglichen Informationen bere itzustellen, insbeson­
dere über die gespeicherten Daten und über die eingesetzten Daten­
verarbeitungsprogramme. 31hnen ist jederzeit Zutritt zu allen Dienst­
räumen , einschlief3Jich aller Verarbeitungsanlagen und -geräte zu ge­
währen , um Untersuchungen und Überprüfungen vorzunehmen. 
•stellen Aufsichtsbehörden fest , dass beabsichtigte Verarbeitungs­
vorgänge voraussichtlich gegen dieses Kirchengesetz verstoßen, 
können sie Hinweise geben. 

(2) 'Stellen die Aufsichtsbehörden Verstöße gegen die Date nschutz­
bestimmungen oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten fest, so beanstanden sie dies gegenüber der verant­
wortlichen Stelle oder gegenüber dem Auftragsverarbeiter und for­
dern zur Stellungnahme innerhalb einer gesetzten Frist auf. 2Von ei­
ner Beanstandung kann abgesehen werden, wenn es sich um uner­
hebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt. 3Mit der Auf­
forderung zur Stellungnahme können Vorschläge zur Beseitigung 
der Mängel oder zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes ver­
bunden werden. 4Die Stellungnahme soll eine Darstellung der Maß­
nahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der Aufsichtsbehörde 
getroffen worden sind. 

(3) Um einen rechtmäßigen Zustand wiederherzustellen oder eine 
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drohende Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten abzu­
wenden , sind die Aufsichtsbehörden befugt, anzuordnen: 

l. Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise und in einem be­
stimmten Zeitraum mit diesem Kirchengesetz in Einklang zu 
bringen; 

2. Verarbeitungsvorgänge vorübergehend oder dauerhaft zu be­
schränken oder zu unterlassen; 

3 . die Übennittlung von Daten an e inen Empfänger in einem Dritt­
land oder an eine internationale Organisation auszusetzen; 

4. personenbezogene Daten zu berichtigen , zu sperren oder zu lö­
schen; 

5. die von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen; 

6. dem Antrag der betroffenen Person zu entsprechen. 

(4) 1 Halten die Aufsichtsbehörden einen Angemessenheitsbeschluss 
der Europäischen Kommission nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 oder 
e ine von der Europäischen Kommission erlassene oder genehmigte 
Standarddatenschutzklausel nach § 10 Absatz l Nummer 2, auf de­
ren Gültigkeit es bei der Entscheidung der Aufsichtsbehörden an­
kommt, fü r rechtswidrig, so können sie ihr Verfahren aussetzen und 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 2Soweit nicht 
Besonderheiten der kirchlichen Verwaltungsgerichtsordnung entge­
genstehen , finden die Regelungen des § 2 1 des Bundesdatenschutz­
gesetzes entsprechende Anwendung. 

§ 45 
Geldbußen 

(1 ) Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein kirchlicher Auf­
tragsverarbeiter vorsiitzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes, so können die Aufsichtsbehörden Geldbu­
ßen verhängen oder für den Wiederholungsfall androhen. Gegen ver­
antwortliche Stellen sind Geldbußen nur zu verhängen , soweit sie als 
Unternehmen im Sinne des § 4 Nummer 9 am Wettbewerb teil neh­
men . 
(2) Die Aufsichtsbehörden stellen sicher, dass die Verhängung von 
Geldbußen in jedem Einzelfa ll wirksam, verhältnismäßig und ab­
schreckend ist. 
(3) Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls ver­
hängt. Bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße 
und über deren Betrag wird in jedem Einzelfa ll Folgendes gebüh­
rend berücksichtigt: 
1. Art , Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücks ichtigung 

der Art , des Umfangs oder des Zwecks der betreffenden Verarbei­
tung sowie der Zahl der von der Verarbeitung betroffenen Perso­
nen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens; 

2. Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes; 
3. jegliche von der verantwortlichen Stelle oder dem Auftragsverar­

beiter getroffenen Maßnahmen zur Minderung des den betroffe­
nen Personen entstandenen Schadens; 

4. der Grad der Verantwortung der verantwortlichen Stelle oder des 
Auftragsverarbeiters unter Berücksichtigung der von ihnen ge­
mäß * 27 getroffenen technischen und organisatorischen Maß­
nahmen ; 

5. etwaige einschlägige frühere Verstöße der verantwortlichen Stel­
le oder des Auftragsverarbeiters; 

6 . die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde, 
um dem Verstoß abzuhelfen und seine möglichen nachteiligen 
Auswirkungen zu mindern; 

7. die Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß 
betroffen sind; 

8. die Art und Weise, wie der Verstoß der Aufsichtsbehörde bekannt 
wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
die verantwortliche Stelle oder der Auftragsverarbeiter den Ver­
stoß mitgeteilt hat; 

9. die Einhaltung der früher gegen d ie verantwortliche Stelle oder 
den Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand an­
geordneten Maßnahmen, sofern solche Maßnahmen angeordnet 
wurden; 

10.jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im 
j eweiligen Fall , wie unmitte lbar oder mittelbar durch den Verstoß 
erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene Verluste . 

(4) Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein Auftragsverarbeiter 
bei g leichen oder miteinander verbundenen Verarbeitungsvorgängen 
vorsätzlich oder fahrläss ig gegen mehrere Bestimmungen dieses 
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Kirchengesetzes , so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße nicht 
den Betrag für den schwerwiegendsten Verstoß. 
(5) Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbußen von 
bis zu 500.000 Euro verhängt. 
(6) Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls zu­
sätzl ich oder anstelle von Maßnahmen nach § 44 Absatz 3 verhängt. 

Kapitel 7 
Rechtsbehelfe und Schadensersatz 

§ 46 
Recht auf Beschwerde 

( 1) Jede Person kann sich unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe 
mit einer Beschwerde an die Aufsichtsbehörde wenden, wenn sie der 
Ansicht ist , bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in 
ihren Rechten verletzt worden zu sein. 
(2) Die Aufsichtsbehörde unterrichtet die betroffene Person über den 
Stand und das Ergebnis der Beschwerde und weist auf die Möglich­
keit gerichtlichen Rechtsschutzes gemäß § 47 hin. 
(3) 1Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsachen, die geeignet 
s ind, den Verdacht aufkommen zu lassen, dieses Kirchengesetz oder 
eine andere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sei verletzt wor­
den , gemaßregelt oder benachteiligt werden. 2Mitarbeitende müssen 
für Mitteilungen an die Aufsichtsbehörde nicht den Dienstweg ein­
halten. 

§ 47 
Rechtsweg 

( l) Der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten ist er­
öffnet 
1. für Klagen gegen Verwaltungsakte und andere Entscheidungen 

der Aufsichtsbehörden, 
2. für Klagen in Fällen, in denen sich die Aufsichtsbehörde nicht mit 

einer Beschwerde gemäß § 46 befasst oder die betroffene Person 
nicht innerhalb von drei Monaten über den Stand oder das Ergeb­
nis der erhobenen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat, 

3. für Klagen betroffener Personen gegen kirchliche Stellen und 
Auftragsverarbeiter wegen einer Verletzung ihrer Rechte aus die­
sem Kirchengesetz, 

4. für Klagen der Aufsichtsbehörden gegen kirchliche Stellen und 
Auftragsverarbeiter, soweit dies zur Durchsetzung ihrer Befug­
nisse erforderlich ist. 

(2) Vor Erhebung einer Klage nach Absatz l Nummer 1 oder 3 ist 
nach Maßgabe des jeweils anwendbaren Rechts ein Vorverfahren 
durchzuführen. 

§ 48 
Schadensersatz durch verantwortliche Stellen 

(1) 1Jede Person , der wegen einer Verletzung der Regelungen über 
den kirchlichen Datenschutz ein Schaden entstanden ist, hat nach 
diesem Kirchengesetz Anspruch auf Schadensersatz gegen die ver­
antwortliche Stelle. 2Wegen e ines Schadens, der nicht Vermögens­
schaden ist , kann die betroffene Person eine angemessene Entschä­
digung in Geld verlangen. 
(2) Eine verantwortliche Stelle wird von der Haftung gemäß Absatz 
l befreit, wenn sie nachweist, dass sie für den eingetretenen Schaden 
nicht verantwortlich ist. 
(3) Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 des Bür­
gerlichen Gesetzbuches und auf die Verjährung sind die Verjäh­
rungsfristen für unerlaubte Handlungen des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches entsprechend anzuwenden. 
(4) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
(5) Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in weiterem Umfang 
als nach dieser Vorschrift haften oder nach denen andere für den 
Schaden verantwortlich sind , ble iben unberührt. 
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Kapitel 8 
Vorschriften für besondere 

Verarbeitungssituationen 

§49 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen 
(1) Daten von Beschäftigten dürfen nur verarbeitet werden, soweit 
dies zur Begründung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung 
des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Durchführung organisato­
rischer, personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch für 
Zwecke der Personalplanung und des Personaleinsatzes, erforder­
lich ist oder e ine Rechtsvorschrift, ein Tarifvertrag oder eine Dienst­
vereinbarung dies vorsieht. 
(2) Im Zusammenhang mit dem Verdacht auf Straftaten und Amts­
pflichtverletzungen, die durch Beschäftigte begangen wurden, ins­
besondere zum Schutz möglicher Betroffener, dürfen unter Beach­
tung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes personenbezogene Daten 
von Beschäftigten verarbeitet werden, solange der Verdacht nicht 
ausgeräumt ist und die Interessen von möglichen Betroffenen dies 
erfordern. 
(3) 'Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Be­
schäftigten auf der Grundlage einer Einwilligung, so sind für die Be­
urteilung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere die im 
Beschäftigungsverhältnis bestehende Abhängigkeit der beschäftig­
ten Person sowie die Umstände , unter denen die Einwilligung erteilt 
worden ist, zu berücksichtigen. 2Freiwilligkeit kann insbesondere 
vorliegen, wenn für die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirt­
schaftlicher Vorteil erreicht wird oder die verantwortliche Stelle und 
die beschäftigte Person gleichgelagerte Interessen verfolgen. 3Die 
Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. 4Die verantwortliche 
Stelle hat die beschäftigte Person über den Zweck der Datenverar­
beitung und über ihr Widerrufsrecht aufzuklären. 
(4) Eine Offenlegung der Daten von Beschäftigten an Personen und 
Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn 
kirchliche Interessen nicht entgegenstehen und 
1. die empfangende Person oder Stelle ein überwiegendes rechtli­

ches Interesse darlegt; 
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten übertrage­

nen Aufgaben die Offenlegung erfordert; 
3. offensichtlich ist, dass die Offenlegung im Interesse der betroffe­

nen Person liegt und keine Anhaltspunkte vorliegen, dass sie in 
Kenntnis des Zwecks der Offenlegung ihre Einwilligung nicht er­
teilen würde oder 

4 . sie zur Aufdeckung einer Straftat oder Amtspflichtverletzung 
oder zum Schutz möglicher Betroffener erforderlich erscheint. 

(5) Die Offenlegung an künftige Dienstherren, Dienst- oder Arbeit­
geber ist nur mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig, es sei 
denn , dass eine Abordnung oder Versetzung vorbereitet wird, die der 
Zustimmung der oder des Beschäftigten nicht bedarf, oder dass diese 
zur Verhütung möglicher Straftaten oder Amtspflichtverletzungen 
erforderlich erscheint. 
(6) 'Verlangt die verantwortliche Stelle zur Begründung oder im 
Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses medizinische oder psy­
chologische Untersuchungen und Tests, hat sie Anlass und Zweck 
der Begutachtung möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeichnen. 2Er­
geben sich keine medizinischen oder psychologischen Bedenken, 
darf die verantwortliche Stelle lediglich die Offenlegung des Ergeb­
nisses der Begutachtung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf 
auch die Offenlegung der festgestellten n:i.öglichst tätigkeitsbezoge­
nen Risikofaktoren verlangt werden. 3Jm Ubrigen ist eine Weiterver­
arbeitung der bei den Untersuchungen oder Tests erhobenen Daten 
ohne schriftliche Einwilligung der betroffenen Person nur für den 
Zweck zulässig, für den sie erhoben worden sind. 
(7) 'Personenbezogene Daten, die vor Begründung eines Beschäfti­
gungsverhältnisses erhoben wurden, sind un verzüglich zu löschen, 
sobald feststeht , dass ein solches nicht zustande kommt. 2Dies gilt 
nicht, soweit überwiegende berechtigte Interessen der verantwortli­
chen Stelle der Löschung entgegenstehen oder die betroffene Person 
in die weitere Speicherung einwill igt. 3Nach Beendigung eines Be­
schäftigungsverhältnisses sind personenbezogene Daten zu löschen , 
soweit diese Daten nicht mehr benötigt werden. 
(8) Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersu­
chungen und Tests der Beschäftigten dürfen automatisiert nur verar­
beitet werden, wenn dies dem Schutz der oder des Beschäftigten 
dient. 
(9) Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maßnahmen zur 



Date nsicherung gespeichert werden, dürfen sie nicht für andere 
Zwecke, insbesondere nicht für Zwecke der Verhaltens- oder Leis­
tungskontrolle, genutzt werden. 

§so 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

für wissenschaftliche und statistische Zwecke 
(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und der Statistik 
erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten dürfen nur für 
diese Zwecke verarbeitet werden. 

(2) 'Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als kirch­
liche Stellen für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und der 
Statistik ist nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die offenge­
legten Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeite n und die Vor­
schriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten . 2Der kirchliche Auftrag 
darf durch die Offenlegung nicht gefährdet werden. 

(3) 1Die personenbezogenen Daten s ind zu anonymisieren, sobald 
dies möglich ist. 2Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu spei­
chern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeord­
net werden können . 3Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusam­
mengeführt werden, soweit der Zweck dies erfordert. 

(4) 1 Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die für Zwecke 
wissenschaftlicher oder historischer Forschung sowie der Statistik 
übermittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der übermittelnden Stel­
le zulässig. 2Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn 

1. die betroffene Person eingewill igt hat oder 

2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereig­
nisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist , es sei denn, dass Grund 
zu der Annahme besteht, dass durch die Veröffentlichung der 
Auftrag der Kirche gefährdet würde. 

§ 51 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien 

(1) Soweit personenbezogene Daten von verantwortlichen Stellen 
ausschließlich für eigene journalistisch-redaktionelle oder literari­
sche Zwecke verarbeitet werden, gelten von den Vorschriften dieses 
Kirchengesetzes nur die§§ 8, 22, 25, 26 und 48 . Hierunter fällt die 
Herausgabe von Adressen- , Telefon- oder vergleichbaren Verzeich­
nissen nur, wenn mit ihr zugleich e ine journalistisch-redaktionelle 
oder literarische Tätigkeit verbunden ist. 

(2) Führt die joumalistisch-redaktionelle Verarbeitung personenbe­
zogener Daten zur Veröffentlichung von Gegendarstellungen derbe­
troffenen Person, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespei­
cherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren 
wie die Daten selbst. 

(3) 1Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlich­
keitsrecht beeinträchtigt , so kann er Auskunft über die der Bericht­
erstattung zugrundel iegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten 
verlangen. 2Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus den 
Daten auf die berichtenden oder e insendenden Personen oder die 
Gewährs leute von Beiträgen, Unterlagen und Mittei lungen für den 
redaktionellen Teil geschlossen werden kann. 3Die betroffene Person 
kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen. 

§ 52 

Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume 
( 1) 1 Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Bereiche innerhalb 
und außerhalb von Dienstgebäuden mit optisch-elektronischen Ein­
richtungen ist nur zulässig , soweit sie 

1. in Ausübung des Hausrechts der kirchlichen Stelle oder 

2. zum Schutz von Personen und Sachen erforderlich ist und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen überwiegen. 2Das Interesse an der nicht überwachten 
Teilnahme am Gottesdienst ist besonders schutzwürdig. 

(2) Der Umstand der Beobachtung und der Name und die Kontakt­
daten der verantwortl ichen Stelle sind durch geeignete Maßnahmen 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen. 

(3) Die Speicherung oder Verwendung von nach Absatz 1 erhobenen 
Daten ist zulässig, wenn sie zum En-eichen des verfolgten Zweckes 
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwür­
dige Interessen der Betroffenen überwiegen. 

(4 ) 'Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten e iner be­
stimmten Person zugeordnet und verarbeitet, so ist diese über die je-
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weilige Verarbeitung zu benachrichtigen. 2Von der Benachrichtigung 
kann abgesehen werden, 

1. solange das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung das 
Recht auf Benachrichtigung der betroffenen Person erheblich 
überwiegt oder 

2. wenn die Benachrichtigung im Einzelfall einen unverhältnismä­
ßigen Aufwand erfordert. 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung 
des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige In­
teressen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegen­
stehen. 

§ 53 

Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 
Die Aufzeichnung oder Übertragung von Gottesdiensten oder kirch­
lichen Veranstaltungen ist datenschutzrechtlich zulässig, wenn die 
Teilnehmenden durch geeignete Maßnahmen über Art und Umfang 
der Aufzeichnung oder Übertragung informiert werden. 

Kapitel 9 
Schlussbestimmungen 

§ 54 

Ergänzende Bestimmungen 
(1) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz Durch­
führungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz und ergänzende 
Bestimmungen zum Datenschutz erlassen. 
(2) Die Gliedkirchen können für ihren Bereich Durchführungsbe­
stimmungen zu diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmun­
gen zum Datenschutz erlassen, soweit sie dem Recht der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland nicht widersprechen. 

(3) 1Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungsträgern of­
fengelegt werden, gelten zum Schutz dieser Daten ergänzend die 
s taatlichen Bestimmungen entsprechend. 2Werden hierzu Bestim­
mungen gemäß Absatz 1 erlassen, ist vorher das Evangelische Werk 
für Diakonie und Entwicklung anzuhören. 
(4) Dieses Kirchengesetz soll innerhalb von fünf Jahren überprüft 
werden. 

§ 55 

Übergangsregelungen 
(1) 1 Bisherige Bestellungen der Beauftragten für den Datenschutz 
gemäß den §§ 18 bis l 8b des EKD-Datenschutzgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 1. Januar 2013 (ABI. EKD S. 2 , S. 
34) gelten fort. 2Für diese Bestellungen gelten die Regelungen der§§ 
39 bis 45 mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes. 
(2) 1Bisherige Bestellungen der Betriebsbeauftragten und örtl ichen 
Beauftragten für den Datenschutz gemäß § 22 des EKD-Daten­
schutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 
2013 (ABI. EKD S. 2, S. 34) gelten fort. 2Für diese Bestellungen gel­
ten die Regelungen der§§ 36 bis 38 mit Inkrafttreten dieses Kirchen­
gesetzes. 

(3) Vereinbarungen nach § 11 des EKD-Datenschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar2013 (ABI. EKD S. 2, 
S. 34), gelten fort und sind spätestens bis zum 31. Dezember 20 19 an 
dieses Kirchengesetz anzupassen. 

(4) 1Verfahrensverzeichnisse betreffend die Videoüberwachung ge­
mäß§ 52 sind bis zum 24. Mai 2018 zu erstellen. 2Die Erstellung der 
Verfahrensverzeichnisse nach § 31 dieses Kirchengesetzes hat bis 
zum 30. Juni 2019 zu erfolgen. 

§ 56 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
1§ 55 Absatz 4 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 2Im Übri­
gen tritt dieses Kirchengesetz am 24. Mai 2018 in Kraft. 3Gleichzei­
tig tritt das EKD-Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 1. Januar 2013 (ABI. EKD S. 2, S. 34) außer Kraft. 
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Nr. 90 

Rechtsverordnung zur Aufstellung 
von Grabmalen auf Friedhöfen 

in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
(RV Grabmaiaufstellung) 

vom 9. Januar 2018 

Aufgrund § 39 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die kirchlichen 
Friedhöfe in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg (Friedhofsgesetz -
FhG) vom 10. Juni 2017 (GVBI. XXVIII. Band, S. 47ff) wird vom 
Oberkirchenrat verordnet: 

§ 1 
Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 38 Abs. 1 FhG sollen auf den Grabstätten unter Beachtung 
der Gestaltungsvorschriften Grabmale mit der Nennung mindestens 
des Namens der verstorbenen Person, wenn vorhanden und bekannt, 
aufgestellt werden. Nach § 39 Abs. l FhG dürfen Grabmale nur mit 
vorheriger Zustimmung des Friedhofsträgers errichtet oder verän­
dert werden. 

§ 2 
Verfahren 

Der Ablauf des Genehmigungsverfahrens besteht aus den folgenden 
Schritten: 
a . Antrag auf Genehmigung eines Grabmales mit Vorlage eines Ent-

wurfes(§ 3) 
b. Prüfung des Antrages (§ 4) 
c. Beteiligung der Friedhofsberatungsstelle (§ 5) 
d. Gebührenfestsetzung(§ 6) 
e. Aufstellung des Grabmales (§ 7) 

§3 
Antrag auf Genehmigung eines Grabmales 

mit Vorlage eines Entwurfes 
( 1) Für den Antrag zur Errichtung e ines Grabmales ist das dieser 
Rechtsverordnung beigefügte Formblatt zu verwenden. Die Antrag­
ste llung soll durch d ie aufstellenden Betriebe erfolgen . Zugelassen 
zur Durchführung von Arbeiten an Grabmalen sind alle Handwerks­
betriebe, deren Inhaber als Steinmetze in die Handwerksrolle einge­
tragen sind . Die Friedhofsträger können Ausnahmen zulassen. 

(2) Der Antrag ist schri ftlich in doppelter Ausfertigung mit folgen­
den Angaben einzureichen: 
a. der Grabmaientwurf mit Grundriss und Seitenans icht im Maßstab 

1:10 , 
b . Zeichnungen der Schrift , der Ornamente und der Symbole im 

Maßstab 1: l, 
jeweils unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, 
der Form und der Anordnung. Ausführungszeichnungen sind einzu­
reichen, wenn dies zum Verständnis erforderlich ist. In besonderen 
Fällen kann d ie Vorlage eines Modells im Maßstab 1 :5 oder das Auf­
stellen eines Modells in natürlicher Größe auf der Grabstätte ver­
langt werden. 
(3) Der Antrag ist an den Friedhofsträger zu r ichten. 

§ 4 
Prüfung des Antrages 

Die inhaltliche Prüfung des Antrages wird auf der Basis der Vorga­
ben des Friedhofsgese tzes und der Gestaltungsrichtlinien des jewei­
ligen Friedhofsträgers vorgenommen. Diese Richtlinien sind als An­
lage zur Friedhofsbenutzungssatzung verbindlicher Bestandte il der 
Satzung. Eine Ausfertigung des genehmigten Antrages erhält der 
Antragsteller zurück. 

§5 
Beteiligung der Friedhofsberatungsstelle 

Sofern Anträge abgelehnt werden sollen , können die Friedhofsträger 
diese vor Erlass eines ablehnenden Bescheides der Friedhofsbera-
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tungsstelle zur Prüfung vorlegen. Die Friedhofsberatungsstelle gibt 
e ine Empfehlung ab. 

§6 
Gebührenfestsetzung 

Die Friedhofsträger erheben für die Prüfung der Anträge Gebühren. 
Die Gebühr beträgt 19 ,00 € pro erteilter Genehmigung. 

§ 7 
Aufstellung des Grabmales 

( 1) Nach § 40 Abs. 2 FhG sind Grabmale ihrer Größe entsprechend 
nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu funda­
mentieren und zu befestigen. Die rechtlichen Bestimmungen und 
Empfehlungen der Berufsgenossenschaften und Berufsverbände 
sind zu beachten. Die Richtlinie zur Erstellung und Prüfung von 
Grabmaianlagen des Bundesverbandes deutscher Steinmetze (B!V) 
in der jeweils aktuellen Fassung ist auf dieser Grundlage als verbind­
liche Vorgabe anzusehen. 
(2) Beim Lie fern von Grabmalen sind dem Friedhofsträger vor der 
Errichtung vorzulegen: 
a. eine Ausfertigung des genehmigten Antrages, 
b. ein Nachweis über die Zahlung der Gebühr. 

(3) Die Grabmale sind so anzuliefern , dass sie am Fricdhofse ingang 
vom Friedhofsträger iiberpriift werden können. Der Friedhofsträger 
ist berechtigt, die Aufstellung des Grabmales zu untersagen, wenn 
die nach Abs. 2 erforderlichen Unterlagen nicht vorgelegt werden 
oder das Grabmal nicht dem genehmigten Antrag entspricht. 

§ 8 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

J ansse n 
Ve rt re t e r im Bischofsamt 



ANTRAG ZUR AUFSTELLUNG EINES GRABDENKMALES 
(2-fache Ausfertigung) 

Durch den Friedhofsträger auszufüllen 

Name / Eingangsstempel 

1 Angaben des an raastellenden/ausführenden Betriebes 

Friedhof, ggfs. Friedhofsteil; 

Abteilung, Feld , Linie, Grab-Nr. 

0 besondere Gestaltungsrichtlinien sind zu beachten 

a) Ist Ihr Betrieb ein in die Handwerksrolle eingetragener Steinmetzbetrieb? 0 Ja 0 Nein 
Wenn nein: Um was für eine Art von Betrieb handelt es sich? 

Womit wird die fachliche Eignung begründet? Ist ein Steinmetz im Betrieb? 
Bitte schriftlich erläutern, ggf. mit Unterlagen belegen. 

b) Hiermit bestätige ich, dass mir die für die Grabstätte geltenden Gestaltungsvorschriften bekannt sind. 

c) Die Richtlinie zur Erstellung und Prüfung von Grabmaianlagen des Bundesverbandes deutscher Steinmetze (BIV) in der jeweils 
aktuellen Fassung erkenne ich als verbindliche Arbeitsgrundlage an. 

d) Mir ist bekannt, dass der Friedhofsträger berechtigt ist, die Errichtung des Grabmales zu untersagen, wenn die Ausführung vom 
genehmigten Entwurf abweicht. 

Datum Unterschrift und Firmenstempel 

2. Angaben zum Auftraaaeber 
Name, Vorname, Anschrift der Auftraggeberin I des Auftraggebers: 

Ist die/der Auftraggeber/in auch die/der Nutzungsberechtigte für die Grabstätte? 

0 Ja 0 Nein 
Wenn nein: Das Einverständnis der/des Nutzungsberechtigten ist nachzuweisen. 

3. Angaben zum Grabdenkmal I zur Einfassung 

a) Grabmal und/oder Einfassung: 
Zeichnerische Darstellung im Maßstab 1:10 (mit der Anordnung von Schrift, Symbolen u. Ornamenten) auf der Rückseite 

Material des Steines: Bearbeitung des Steines: 

Material der Einfassung: Bearbeitung der Einfassung: 

b) Schrift: 
Abbildung von zwei Buchstaben (groß/klein) im Maßstab 1 :1 auf der Rückseite 

Verwendete Materialien: Schriftart: 

c) Ornamente und Symbole: 
Abbildung alle Ornamente und Symbole im Maßstab 1 :1 auf der Rückseite (bei Bedarf mit Erläuterung). 

Verwendete Materialien: Bezeichnung (bei Bedarf): 

d) Verankerung (Dübelmaterial, Dübeldurchmesser, Gesamtlänge, Einbindetiefe): 
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Darstellung des Grabmales (Maßstab 1:10), der Schrift (1: 1) sowie von Ornamenten und Symbolen: Abmessung der Einfassung: 

4 G h . ene mrgung I Abi h e nung d At es n rages 

0 Der Antrag wird genehmigt. 

0 Der Antrag wird nicht genehmigt. 

Begründung: 

0 Der Antrag wird mit den folgenden Maßgaben genehmigt: 

Die Festsetzung der Gebühr erfolgt durch gesonderten Bescheid. 

Datum Vertreter/in des F riedhofsträgers 
(oder eines/einer Bevollmächtigten) 

Interne Bearbeitungsvermerke des Friedhofsträgers: 

Gebühr: 19,00 € 1 Sachkonto:. 402150 1 erledigt am: 1 Weiterleitung an RDS am: 

158 



II. Beschlüsse der Synode 

Nr. 91 

Beschluss über die 
Wahl eines nebenamtlichen Mitgliedes 

des Oberkirchenrates 

Die 48. Synode hat in ihrer außerordentlichen 

Tagung am 27 . Januar 20 18 

Herrn Pfarrer Thomas Adomeit 

zum nebenamtlichen Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Oldenburg bis zum Amtsantritt einer Bischöfin oder eines 
Bischofs, längstens für die Dauer von zwei Jahren, gewählt. 

Oldenburg, den 1. März 20 18 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Blütchen 

Nr.92 

Berichtigung der Geschäftsordnung 
für die Synode 

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Im Gesetz- und Verordnungsblatt , 28. Band, 5 . Stück, Seite 125, ist 
§ 58 (2) der Geschäftsordnung für die Synode der Ev.-Luth. Kirche 
in Oldenburg nicht korrekt abgedruckt. Es muss heißen: Änderungen 
der Geschäftsordnung können nur aufgrund vorausgegangener Bera­
tung im Geschäftsausschuss unter Beteiligung des Rechts- und Ver­
fassungsausschusses durch die Synode mit einer Mehrheit. von zwei 
Dritteln der anwesenden Synodalen beschlossen werden. 

Oldenburg, den 7. Juni 2018 

Die Präsidentin der 48 . Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Blütchen 

III. Beschlüsse der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission 

Nr. 93 

Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission über die 88. 
ÄnderHng der DienstVO, dje 13. Änderung der 
ARR-U-Konf sowie die 9. Anderung der ARR-

Azubi/Prakt vom 30. Oktober 2017 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluss der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission über die 88. Änderung der Dienst­
VO, die 13. Änderung der ARR-Ü-Konf sowie die 9. Anderung der 

GVBI. XXVUI. Band, 6. Stück 

ARR-Azubi/Prakt vom 30. Oktober 2017 (Kirchl. Amtsblatt Hanno­
ver Nr. 5/2017, S. 152) bekannt. 

Oldenburg, den 07 . Februar 2018 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Dr. Teichmanis 
Oberkirchenrätin 

Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits- und Dienst­
rechtlic~en Kommission übe.!" die 88. Änderung ~er DienstVO, 
die 13. Anderung der ARR-U-Konf sowie die 9. Anderung der 

ARR-Azubi/Prakt 
Hannover, den 30. Oktober 2017 

Nachstehend geben wir den Beschluss der Arbeits- und Dienstrecht­
lichen Kommission vom 18 . September 2017 überßie 88. Änderung 
der Dienstvertragsordnul)g (DienstVO), die 13. Anderung der Ar­
beitsrechtsrege).ung zur Uberleitung de_r Mitarbeiterinnen un.~ zur 
Regelung des Ubergangsrechts (ARR-U-Kont) sowie die 9. Ande­
rung der Arbeitsrechtsregelung für Auszubildende und Praktikantin­
nen (ARR-Azubi/Prakt) bekannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle -

Radtke 

Beschluss der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
Vom 18. September 2017 
A. 88. Änderung der Dienstvertragsordnung 

Vom 18. September 2017 

Aufgrund des § 26 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz - MG) vom 1 l . 
März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92) , zuletzt geändert durch 
Verordnung mit Gesetzeskraft vom 21 . Oktober 2016 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 139), hat die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission die Dicnstvertragsordnuf!g vom 16. Mai 1983 in der 
Fassung der Bekanntmachung der 61. Anderung vom 10. Juni 2008 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70), zuletzt geändert durch die 87. An­
kerung der Dienstvertragsordnung vom 10. August 20 17 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S . 118), wie folgt geändert: 

§1 
Änderung der Dienstvertragsordnung 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach de.r Angabe zu § 16 wird folgende Angabe .. einge fügt: 
„§ 16a Ubergangsregelungen zur Anwendung des Anderungs­
tarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 2017" . 

b) Die Angabe zu § 27a wird gestrichen. 

2. Nach § 16 wird folgender§ l 6a eingefügt: 

„§ 16a 
Übergangsregelungen zur Anwendung 
des Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum 

TV-L vom 17. Februar 2017 
( 1) Im Zusammenhang mit der Einführung von Entgeltgruppenzula­

gen für Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erziehungsdienst zum 1. 
Januar 20 17 (§ 1 Nm. 15 bis 17 des Änderungstarifvertrages Nr. 
9 zum TV-L) gilt folgende Übergai~gsregelung: Mitarbeiterinnen 
im Sinne von§ 22aAbsatz 2 ARR-U-Konf, die einen Antrag nach 
§ 22a Absatz 3 ARR-Ü-Konf nicht gestellt haben , erhalten eine 
Entgeltgruppenzulage im Sinne von Anlage F Abschnitt 1 Nrn . 12 
bis 14 zum TV-L, wenn sie bei An~endung von § 12 TV-L nach 
einer der in§ l Nm . 15 bis 17 des Anderungstarifvertrages Nr. 9 
zum TV-L aufgeführten Fallgruppen des Teils 11 Abschnitt 20 der 
Entgeltordnung zum TV-L eingruppiert wären . 
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(2) Im Zusammenhang mit der Einführung der Stufe 6 in den Ent­
geltgruppen 9 bis 15 (Anlage B zum TV-L) und KR 9a bis KR 11 
a (Anlage C zum TV-L) zum 1. Januar 20 18 gelten folgende 
Übergangsregelungen: 
a) 'Für am 1. Januar 201 8 vorhandene Mitarbeiterinnen der Ent­

geltgruppen 9 bis 15 (Anlage B zum TV-L) bzw. der Entgelt­
gruppen KR 9a bis KR ha (Anlage C zum TV-L) wird die bis 
zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 bzw. in der individuellen 
Endstufe zurückgelegte Zeit angerechnet. 21st das Tabellenent­
gelt der Stufe 6 niedriger als der bisherige Betrag der individu­
e llen Endstufe, werden die Mitarbeiterinnen erneut einer indi­
viduellen Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen Entgelt­
höhe zugeordnet; § 6 Absatz 4 Sätze 2, 3 und 6 ARR-Ü-Konf 
gelten entsprechend. 

b) 'Für am 1. Januar 2018 vorhandene Mitarbeiterinnen der Ent­
geltgruppe 9 mit einer besonderen Stufenlaufzeit von fünf 
Jahren in Stufe 2 oder von sieben Jahren in Stufe 3 wird die bis 
zum 3 1. Dezember 201 7 in Stufe 4 bzw. in der individuellen 
Endstufe zurückgelegte Zeit angerechnet. 2Ist das Tabe llenent­
gelt der Stufe 4 zuzüglich des Erhöhungsbetrages nach Anlage 
B zum TV-L niedriger als der bisherige Betrag der individuel­
len Endstufe, verbleiben die Mitarbeiterinnen in ihrer indivi­
duellen Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen Entgelt­
höhe; § 6 Absatz 4 Sätze 2, 3 und 6 ARR-Ü-Konf gelten ent­
sprechend.'' 

3. § 27a wird aufgehoben. 
4. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert : 

a) Nach Nummer 1.8 werden folgende Nummern 1.9 und 1.9.1 
eingefügt: 
„ 1.9 Anderungstarifvertrag Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 
2017 mit Ausnahme der §§ 4 und 5 (Kirchl . Amtsbl . Hannover 
S. 165) nach den Maßgaben der folgenden Nm. 1.9. I bis 1.9.4: 
1.9.1 (Änderungen zum 1. Januar 2017) 
§ l Nm. l bis 3, 5 bis 11 und 13 bis 23 des Änderungstarifver­
trages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 20 17". 

b) Nach f':!ummer 1.9.1 wird fo lgende Nummer 1.9.2 eingefügt: 
l .9 .2 (Anderungen zum 1. März 2017) § 1 Nm. 4 und 12 des 
Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 
2017". 

c) Nach Nummer 1.9.2 wird folgende Nummer 1.9.3 eingefügt: 
1 .9 .3 (Änderungen zum 1 . Januar 2018) § 2 des Änderungsta­
rifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 2017". 

d) Nach Nummer 1.9.3 wird fo lgende Nummer l .9.4 e ingefügt: 
1.9.4 (Änderungen zum 1. Oktober 2018) § 3 des Änderungs­
tarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 201 7". 

e) Nach Nummer 2.5 wird folgende Nummer 2.6 eingefügt: „2.6 
Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag über die Arbeits­
bedingungen der Personenkraftwagenfahrer der Länder (Pkw­
Fahrer-TV-L) vom 17. Februar 201 7 mit Ausna11me des § 2 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 165)". 

f) ~ach Nummer 9 .1 wird folgende Nummer 9.2 e ingefügt: „9.2 
Andenmgstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag über die Ein­
gruppierung der und die Entgeltordnung der Lehrkräfte der 
Länder (TV EntgO-L) vom 17. Februar 201 7 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 165)". 

5. In Anlage 2 Abschnitt M wird j eweils in den Entgeltgruppen KR 
9b, KR 9c und KR 9d die Angabe„ keine Stufe 6" gestrichen. 

§2 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die spätestens mit Ablauf des 
30 . April 2017 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gilt 
diese Änderung der DienstVO nur, wenn sie dies bis zum 30 . No­
vember 2017 schriftlich beantragen. 

§3 
Inkrafttreten 

'Diese Änderung der DienstVO tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2017 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten in Kraft: 
1. § 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 3 und Nr. 4 Buchstabe b mit Wirkung 

vom 1. März 201 7, 
2. § 1 Nr. 4 Buchstabe c und Nr. 5 am 1. Januar 20 18, 
3. § 1 Nr.4 Buchstabe d am 1. Oktober 201 8. 
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.. ß . 13. Änderung der Arbeitsrechtsregelung 
zur Uberleitung der M,i,tarbciter und Mitarbeit~rinnen 
und zur Regelung des Ubergangsrechts (ARR-U-Konl) 

Vom 18. September 2017 
Aufgrund des§ 15a in Verbindung mit§ 26 des Kirchengesetzes der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeiterge­
setz - MG) vom 11 . März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92), zu­
letzt geändert durch Verordnung mit Gesetzeskraft vom 21. Oktober 
2016 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 139), hat die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission die Arbeitsrechtsregelung zur Über­
leitung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Bereich der Konfö­
deration ev. Kirchen in Niedersachsen und der beteiligten Kirchen 
aufgrund der 61. Änderung der Dienstvertragsordnung vom 10. Juni 
2008 und zur Regelung des Übergangsrechts vom 10. Juni 2008 -
ARR-Ü-Konf- (Kirchl. Amtsbl. Hannover S: 70), geändert durch die 
12. Änderung der Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen und zur Regelung des Übergangsrechts 
vom 9. Juni 2016 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 90), wie folgt geän­
dert: 

§1 
Änderung der ARR-Ü-Konf 

1. Die Anmerkung zu § 9 Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Besitzstandszulage erhöht s ich 
a) ab 1. Januar 2017 
b) ab 1. Januar 2018 

um 2,2 v. H. und 
um 2,35 v. H." 

2. Die Anmerkung Nummer 2 zu § 11 Absatz 2 erhält folgende Fas­
sung: 
„2. Die Besitzstandszulage beträgt 
ab 1. Januar 2017 
ab 1 . Januar 2018 

11 3,51 Euro und 
116,18 Euro." 

3. Satz 2 der Anmerkung zu § 15 Absatz 9Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 
,,2Sie erhöht sich 
a) ab 1. Januar 2017 um 2,2 v.H. und 
b) ab 1. Januar 2018 um 2,35 v.H." 

4 . § 17 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„2Die besonderen Tabellenwerte betragen 

a) in der Zeit vom 1. Januar 20 17 bis 31. Dezember 201 7 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

2.017,89 2.215,64 2.291,26 2.384,33 2.448,30 2.500,63 

b)ab l.Januar 2018 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

2.065 ,3 1 2.267,7 1 2.345,10 2.440,36 2.505,84 2.559 ,39" 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„ 1Für Mitarbeiterinnen, die in die Entgeltgruppe 13 Ü übergelei­
tet worden sind, gelten folgende Tabellenwerte: 

a) in der Zeit vom 1 . Januar 2017 bis 3 1. Dezember 201 7 

Stufe 3 Stufe 4 a Stufe4b Stufe 5 

Stufe 2 nach 2 nach 4 nach 3 nach 3 
Jahren in Jahren in Jaliren in Jahren in 
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4a Stufe 4b 

Beträge (E 13/2) (E 1313) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) aus 

E 13 Ü 3.982,18 4 .194,60 4.564,80 4.941,07 5.517 ,62 



b) ab 1. Januar 2018 

Stufe 3 Stufe 4 a Stufe 4b Stufe 5 Stufe 6 

Stufe 2 nach 2 nach 4 nach 3 nach 3 nach 5 
Jahren in Jahren in Jahren in Jahren in Jahren in 
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4a Stufe 4b Stufe 5 

Beträge 
(E 13/2) (E 13/3) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6) 

aus 

E13Ü 4.075 ,76 4.293,17 4.672,07 5.057 ,19 5.647,28 5.73 1,99 

c) ab 1. Oktober 20 18 

Stufe 3 Stufe 4 a Stufe 4b Stufe 5 Stufe 6 

Stufe 2 nach 2 nach 4 nach 3 nach 3 nach 5 
Jahren in Jahren in Jahren in Jahren in Jahren in 
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4a Stufe4b Stufe 5 

Beträge (E 13/2) (E 1313) (E 1413) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6) 
aus 

E13Ü 4.075,76 4.293,17 4.672,07 5.057, 19 5.647,28 5.816,70" 

c) Absatz 3 Satz 3 wird wie fo lgt gefasst: 
"Für s ie gelten folgende Tabellenwerte: 

a) in der Zeit vom 1. Januar 20 17 bis 3 1. Dezember 2017 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

5.408 ,39 6.003, 13 6.567,55 6.937,35 7.028,80 

b) ab 1. Januar 20 18 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe s 

5.535,49 6. 114,20 6.721 ,89 7.100,79 7. 193,98" 

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: „(4)1Für am 1. Janu~! 
20 18 vorhandene Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 13 U 
wird die bis zum 3 1. Dezember 20 J 7 in Stufe 5 bzw. in der in­
dividuellen Endstufe zurückgelegte Zeit angerechnet. 2lst das 
Tabellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der bisherige Betrag 
de r individuellen Endstufe, werden die Mitarbeiterinnen er­
neut e iner individue llen Endstufe unter Beibehaltung der bis­
herige!) Entgelthöhe zugeordnet; § 6 Absatz 4 Sätze 2, 3 und 6 
ARR-U-Konf gelten entsprechend." 

5. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „Entgelttabelle zum 
TV-L" die Angabe „bis zum 31. Dezember 20 16" eingefügt. 

b) In der Anmerkung zu § 18 wird die Angabe „ab 1. März 2016" 
durch die Angabe „vom 1. März 2016 bis zum 31. Dezember 
2016" ersetzt. 

6. In Nr. 7 der Anlage 1 Teil A wird die Angabe „§ 5 , 6, 7 bis 10" 
durch die Angabe „§§ 5, 7, 9 und 10" ersetzt. 

§2 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen , die spätestens mit Ablauf des 
30. April 2017 aus dem Arbeitsverhältn_is im Geltungsbere_id1 der 
DienstVO ausgeschieden sind, gilt diese Anderung der ARR U-Konf 
nur, wenn sie d ies bis zum 30 . November 2017 schriftlich beantra­
gen. 
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§3 
Inkrafttreten 

1 Diese Änderung der ARR-Ü-Konf tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
20 17 in Kraft. 2Abweichend von Satz! tritt § 1 Nummer4 Buchsta­
be d am 1. Januar 2018 in Kraft. 

C. 9. Änderung der Arbeitsrechtsregelung 

für Auszubildende und Praktikantinnen 
(ARR-Azubi/Prakt) 

Vom 18. September 2017 

Aufgrund des § l 5a in Verbindung mit § 26 des Kirchengesetzes der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeiterge­
setz - MG) vom 11. Märl 2000 (Kirchl .Amtsbl. Hannovers. 92) , zu­
letzt geändert durch Verordnung mit Gesetzeskraft vom 2 1. Oktober 
20 16 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S . 139), hat die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission die Arbeitsrechtsregelung fü r Auszu­
bi ldende und Praktikantinnen vom 10. Juni 2008 -ARR-Azubi/Prakt 
- (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70), zuletzt geändert durch die 8. Än­
derung der Arbeitsrechtsregelung für Auszubildende und Praktikan­
tinnen vom 9. Juni 2016 (Kirchl. Amtsbl. Hannovers. 90), wie folgt 
geändert: 

§1 

Änderung der ARR-Azubi/Prakt 

1. Jn der Anlage 1 wird nach der Nummer 6 folgende Nummer 7 an­
gefügt: „7 . Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum Tarifvertrag für Aus­
zubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufs­
bildungsgesetz (T VA-L BBiG) vom 17. Februar 2017 mit Aus­
nahme des§ 3 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 165)" . 

2. In der Anlage 2 wird nach der Nummer 6 folgende Nummer 7 an­
gefügt: „7. Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum Tari fvertrag für Aus­
zubildende der Länder in Pflegeberufen (TVA-L Pflege) vom 17. 
Februar 2017 mü Ausnahme des § 3 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
s . 165)". 

3. In der Anlag_i;: 3 wird nach der Nummer 3 fo lgende Nummer 4 an­
gefügt: „4 . Anderungstarifve rtrag Nr. 4 zum Tari fvertrag über die 
Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen/Praktikanten der Län­
der (TV PraktL) vom 17. Februar 20 17 mit Ausnahme des § 2 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 165)". 

§2 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Für Auszubildende, Praktikanten und Praktikantinnen, d ie spätes­
tens mit Ablauf des 30. April 2017 aus dem Ausbi ldungs- oder Prak­
tikantenverhältnis ausgeschieden sind , gilt diese Änderung der ARR 
Azubi/Prakt nur, wenn sie dies bis zum 30. November 20.17 schrift­
lich beantragen. 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Änderung der ARR-Azubi/Prakt tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 20 17 in Kraft. 

Salzgitter, den 19. September 2017 

Die Arbeits- und Dienstrechtliche 

Kommission 

Bu ss e 
Vorsitzender 
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Nr.94 

Bekanntmachung des Beschlusses 
der ~chlichtungskommission 1117 über 

die 89. Anderung der Dienstvertragsordnung 
zum 01.01.2019 

vom 3. Januar2018 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluss der Schlich­
tungskommission 1/17 über die 89. Änderung der Dienstvertrags­
ordnung zum 01.01.2019 vom 3. Januar 20 18 (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover Nr. 1/20 18, S. 2) bekannt. 

Oldenburg, den 14. März 2018 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Dr . T eic hmani s 
Oberkirchenrätin 

Bekanntmachung des Beschlusses .. 
der Schlichtungskommission 1/17 über die 89. Anderung 

der Dienstvertragsordnung zum 01.01.2019 
Hannover, den 3. Januar 2018 

Nachstehend geben wir den Beschluss der Schlichtungskommission 
vom 3. November 2017 über die 89. Änderung der Dienstvert rags­
ordnung bekannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle -

R ad tk e 

89. Änderung der Dienstvertragsordnung 
Vom 3. November 20 J 7 

Aufgrund des§ 29a Absatz 8 Satz 2 des Kirchengesetzes der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechts­
stellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz -
MG) vom 11 . Miirz 2000 (Kirch l.Amtsbl . Hannover2000 S. 92), zu­
letzt geändert durch d ie Verordnung mit Gesetzeskraft zur Änderung 
des Mitarbeitergesetzes vom 21. Oktober 20 16 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 20 16 S. 139), hat die Schlichtungskommission die Dienst­
vertragsordnul)g vom 16. Mai 1983 in der Fassung der Bekanntma­
chung der 6 1. Anderung vom 10. Juni 2008 (Kirch l. Amtsbl . Hanno­
ver 2008 S. 70), zuletzt geändert durch die 88. Änderung der Dienst­
vertragsordnung vom 18 . September 20 17 (Kirchl. Amtsbl. Hanno­
ver 2017 S. 152), wie folg t geändert: 

§1 

Änderung der Dienstvertragsordnung 
1. Im Inhaltsverzeichnis erhält die Angabe zur Anlage 9 fo lgende 

Fassung: 

„Anlage 9 Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen im Sozial- und 
Erziehungsdienst". 

2 . § 2 Absatz 9 erhält fo lgende Fassung: 

„(9) Die Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen im Sozial- und 
Erziehungsdienst ergeben sich aus Anlage 9 ." 

3. Die Anlage 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält fo lgende Fassung: 
„Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erzie­
hungsdienst" . 

b) Die Nummer 1 erhält folgende Fassung: 
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„Nr. 1 
Geltungsbereich 

Die fo lgenden Sonderregelungen gelten für Mitarbeiterinnen, d ie 
im Sozial- und Erziehungsdienst eingesetzt sind." 

c) Die Nummer 9 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Uberschrift erhält folgende Fassung: 

„Nr. 9 
Regelungen für die Überleitungen am 1. Januar 2017" . 

bb) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Für Mitarbeiterinnen, die 

a) als pädagogische Fachkräfte in Tageseinrichtungen für Kinder, 

b) als pädagogische Leitungen bei überregionalen Trägern von 
Tageseinrichtungen für Kinder oder 

c) als Fachberaterinnen für Tageseinrichtungen eingesetzt sind 
und deren Dienstverhältnis über den 31. Dezember 2016 hi­
naus fortbesteht, gilt Folgendes:". 

d) Nach der Nummer 9 wird fo lgende Nummer 10 angefügt: 

„Nr.10 
Regelungen für die Überleitungen am 1. Januar 2019 

Für die Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis 

am 31 . Dezember 20 18 nicht unter den Geltungsbereich der An­
lage 9 fiel und 

über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, 
g ilt Folgendes: 

1. Die Mitarbeiterinnen s ind ab dem 1. Januar 2019 nach den T ätig­
keitsmerkmalen des Teils B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum 
TVöD-V (VKA) eingruppiert . 

2. 'Die Mitarbeiterinnen werden am 1. Januar 2019 der Stufe der Ent­
geltg ruppe gemäß der Anlage C zum TVöD V (VKA) zugeord­
net, die ihrer am 31. Dezember 20 18 nach den Regelungen des 
TV-L erreichten Entgeltgruppenstufe entspricht (stufengleiche 
Zuordnung) . 2Die am 3 1. Dezember 2018 in dieser Stufe zurück­
gelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufze it nach Nummer 
3 Absatz 2 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) an 
gerechnet. 3Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, d ie 
nach den Regelungen des TV-L im Dezember 2018 der Endstufe 
ihrer Entgeltgruppe (Stufe 5) zugeordnet waren und mit Ablauf 
des 3 1. Dezember 20 18 e ine Stufenlaufzeit von mindestens fünf 
Jahren vollendet hatten, am 1. Januar 2019 der Stufe 6 der Ent­
geltgruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V (VKA) zugeord­
net. ~Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die im 
Dezember 2018 nach den Regelungen des TV-L in der sog. klei­
nen Entgeltg ruppe 9 TV-L der Endstufe (Stufe 4) zugeordnet wa­
ren und mit Ablauf des 3 1. Dezember 2018 eine Stufen laufzeit 
von mindestens vier Jahren vollendet hatten, am 1. Januar 20 19 
der Stufe 5 der Entgeltgruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V 
(VKA) zugeordnet. sDie Stufenlaufzeit beginnt in der Stufe 5 von 
neuem. 

3. Mit dem Eingruppierungsvorgang nach Nummer 1 entfallen bis­
her gezahlte Entgeltgruppenzulagen sowie alle als Besitzstand 
nach den Bestimmungen der ARR-Ü-Konf gewährten Zulagen; 
dies gi lt nicht für die Besitzstandszulage nach§ 11 ARR-Ü-Konf. 

4. 'Ist das ab dem 1. Januar 20 19 gemäß Anlage C zum TVöD-V 
(VKA) zustehende Tabellenentgelt alle in infolge der Überleitung 
niedriger als das bisherige Entgelt , so erhält die Mitarbeiterin für 
die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit eine persönl i­
che Besitzstandszulage. 2Die persönliche Besitzstandszulage be­
misst s ich nach der Differenz zwischen dem auf Grund der neuen 
Eingruppierung maßgeblichen Tabellenentgelt und dem bisheri ­
gen Tabe llenentgelt zuzüglich einer bisher zustehenden Entgelt­
gruppenzulage oder zuzüglich bisher gezahlter Besitzstandszula­
gen. 3Eine Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf bleibt bei 
der Anwendung des Satzes 2 unberücksichtigt. 4Die persönliche 
Besitzstandszulage nach Satz 1 nimmt an den allgemeinen Ent­
geltanpassungen te il ; sie verringert sich beim Erreichen einer hö­
heren Entgeltstufe um den entsprechenden Erhöhungsbetrag. 
5Ändert sich die auszuübende Tätigkeit und entspricht sie nicht 
mehr dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal , e ntfällt die persönliche 
Besitzstandszulage." 



§2 
Änderung der Dienstvertragsordnung 

Diese Änderung der Dienstvertragsordnung tri!I am 1. Januar 20.19 
in Kraft. 

Hannover, den 3. November 2017 

Die Schlichtungskommisssion 

Ba um an n -Czichon Dr. Abramowski 

IV. Verfügungen 

V. Mitteilungen 

Nr.95 

Einberufung zur außerordentlichen Tagung 
der 48. Synode 

Die 48. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zur außerordentlichen Tagung auf 

Samstag, den 27. Januar 2018 
einberufen. 
Die Synodentagung beginnt mit einer Andacht um 11 :00 Uhr im Ge­
meindehaus der St.-Johannes-Kirche in Kreyenbrück, Pasteurstr. 5, 
26133 Oldenburg. Die Andacht hält Frau Osterloh. 
Die Synode tagt zunächst als Ausschuss (§ 19 GeschOSyn), in der 
Beschlussvorschläge erarbeitet werden. 
Im weiteren Verlauf der Tagung wird die Öffentlichkeit wiederher­
gestellt werden. Die Synode schließt mit e inem Gemeindego!les­
dienst , den Pfarrer Kai Wessels halten wird. 

O ldenburg, den 20. Dezember 2017 

Die Prlisidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

B lüt c h en 

Nr.96 

Bekanntmachung der Neubildung und Zusam­
mensetzung der Arbeits-und Dienstrechtlichen 

Kommission vom 18. Oktober 2017 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Neubildung und Zusam­
mensetzung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission vom 
18 . Oktober 20 17 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 5/2017 , S. 15 1) 
bekannt. 
Oldenburg, den 07. Februar 2018 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Dr . Teic hm a n i s 
Oberkirchenrätin 
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Neubildung und Zusammensetzung 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 

Hannover, den 18. Oktober 201 7 

Der gemäß § 15 des Kirchengesetzes der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in N iedersachsen über die Rechtsstellung der Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz) vom 11 . März 2000 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92) , zu letzt geändert durch die Verord­
nung mit Gesetzeskraft zur Änderung des Mitarbeitergesetzes vom 
21. Oktober 20 16 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 139), Kirchengesetz 
vom 24. November 2016 (Landeskirchl. Amtsblatt Braunschweig 
20 17, S. 5) sowie gesetzesvertretende Verordnung vom 27. Oktober 
2016 (Gesetz- und Verordnungsblatt Oldenburg 28. Band, S. 3 1) zur 
partnerschaftlichen Regelung der privatrechtlichen Dienstverhält­
ni sse gebildeten Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission gehö­
ren für die ab 0 1. November 2015 beginnende neue fünfjährige 
Amtszeit folgende Mitglieder an: 

1. als Vertreter der beruflichen Vereinigungen 
a) von den Verbänden kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

1.) Braunschweig e. V. 
Busse, Michael, Salzgitter 
(Stellvertreter: Bothe, Eric, Wolfenbüttel) 

2.) Oldenburg e. V. 
Je lken , Birgit , Westerstede 
(Stellvertreter: Janßen, Bernd, Westerstede) 

3.) Hannover e. V. 
Kniep, Dietrich , Nienburg 
(Stellvertreter: Kröger, Arno, Schnega) 
Belitz, Grit, Hannover 
(Stell vertreter: Brantl , Ronald, Hannover) 

b) von der Kirchengewerkschaft Niedersachsen: 
Massow, Werner, Göttingen 
(Stellvertreter: Rieping , Hubert, Hannover) 

Orb-Runge, Christei , Hannover 
(Stellvertreter: Herren, Dieter, Hohenkirchen) 

Herden, Colette, Hannover 
(Stellvertreterin: Freiburger, Britta, Bad Salzdetfurth) 
Müller, Thomas, Hannover 
(Stellvertreter: Lange, Martin , Gieselwerder) 

c) von der Kirchengewerkschaft, Landesverband Weser-Ems 
Vuliriede, Ralf, Diepholz 
(Stellvertreter: Reschke, Ralf, Ganderkesee) 

2. als Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger 
a) aus der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hanno­
vers: 
Furche, Gabrie le, Oberkirchenrätin, Stade 
(Stellvertreter: Krabbenhöft , Carsten, Kirchenrat , Osnabrück) 
Hagen, Michael, Superintendent, Neustadt 
(Stellvertreter: Castel, Christian, Superintendent, Elze) 
Klus , Axel, Oberkirchenrat, Hannover 
(Stel lvertreterin: Bockisch, Susanne, Kirchenamtsrätin , 
Hannover) 
Herzog, Annekatrin, Oberkirchenrätin, Hannover 
(Stellvertreter: Brosch, Frank, Oberkirchenrat, Hannover) 
Mainusch, Dr. Rainer, Oberlandeskirchenrat, Hannover 
(Stellvertreter: Krämer, Dr. Rolf, Vizepräsident , Hannover) 

b) aus der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Braun­
schweig: 
Mayer, Dr. Jörg, Oberlandeskirchenrat , Wolfenbüttel 
(Ste llvertreterin: Sandvoß, Heidrun , 
Landeskirchenoberamtsrälin , Wolfenbüttel) 
Hirsch, Raimund, Landeskirchenrat , Wolfenbüttel 
(Stellvertreter: Vollbach, Hans-Peter, 
Oberlandeskirchenrat, Wolfenbüttel) 

c) aus der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg: 
Teichmanis, Dr. Susanne, Oberkirchenrätin, Oldenburg 
(Stell vertreterin: Fayn, Petra , Oldenburg) 
Streich, Burkhard, Kirchenverwaltungsoberrat, Oldenburg 
(Stellvertreter: vakant) 
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Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle -

Radtke 

Nr.97 

Bekanntmachung der Nachwahlen 
zur 48. Synode 

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Die 48. Synode hat in ihrer außerordentlichen Tagung am 27. Januar 
20 18 folgenden Nachwahlen zugest immt: 

Kirchenkre is Oldenburg Stadt 
Für die ausgeschiedene Frau Annika Freundt wurden Herr Dr. Mi­
chael Jonas als nichttheologisches Mitglied und Frau Dr. Kerstin 
Ebel als nichttheologisches Ersatzmitglied gewählt. 

Oldenburg, den 1. März 2018 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Blüt c h e n 

Nr.98 

Einberufung zur 9. Tagung der 48. Synode 

Die 48. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zur 9. Tagung auf 

Donnerstag, den 24. Mai 2018 
einberufen. 
Wir feiern den Eröffnungsgottesdienst um 09:00 Uhr in der St.-Ul­
richs-Kirche in Rastede, Denkmalsplatz 2, 261 80 Rastede. Im An­
schluss beginnen die Verhandlungen der Synode um 11 :00 Uhr im 
Ev. Bildungshaus Rastede, Mühlenstr. 126, 26 180 Rastede und wer­
den voraussichtlich am Freitag, den 25.05.20 18 gegen l 9:00 Uhr be­
endet sein. 

Oldenburg, den 24. April 2018 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

Blütchen 

Nr. 99 

Bekanntmachung der Bestellung 
in den Rat der Konföderation ev. Kirchen 

in Niedersachsen 

Die 48. Synode hat in ihrer 9. Tagung am 25. Mai 20 18 folgende 
Vertretung der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg in den Rat 
der Konföderation ev. Kirchen in Niedersachsen bestellt: 
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OKR Thomas Adomeit (Stellvertreterin: OKRin Annette­
Christine Lenk) 

OKRin Dr. Susanne Teichmanjs (Stellvertreterin: Synodenpräsi­
dentin Sabine Blütchen) 

Oldenburg, den !. Juni 2018 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

B l ütch en 

Nr.100 

Bekanntmachung der Nachwahlen in 
Gremien zur 48. Synode 

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Die 48. Synode hat in ihrer 9. Tagung am 25. Mai 2018 folgenden 
Nachwahlen zugestimmt: 
Gemeinsamer Kirchenausschuss 
Als 2. stellvertretendes Mitglied für den Syn. Wiebe wird der Syn. 
Prof. Heuer in den Gemeinsamen Kirchenausschuss gewählt. 
Wahlausschuss 
Die Syn. Stalling wird als theologisches Mitglied in den Wahlaus­
schuss gewählt. 
Nachwahl in ständige Ausschüsse 
Syn. Hobbie wird als Mitglied in den Rechts- und Verfassungsaus­
schuss gewählt. 
Syn. Frerichs wird als Mitglied in den Rechts- und Verfassungsaus­
schuss gewählt. 

Beirat für Kirchenmusik 
Syn. M. Bruns wird als Mitglied in den Be irat für Kirchenmusik ge­
wählt. 

Oldenburg, den l . Juni 2018 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Blütchen 

Nr.101 

Hinweis auf Rundschreiben 
des Oberkirchenrates 

Wir bitten um Beachtung folgender Rundschreiben: 

Nr. 34/20 17 vom 21 .J 1.2017 Friedhofsgesetz 
Nr. 36/20 17 vom 12 .J 2.2017 Änderung der Gesamtzuweisung 

20 18 
Nr. 1/2018 vom 10.01.2018 Rechtsverordnung Grabmaiaufstel­

lung 
Nr. 2/20 18 vom 29.01.2018 Befreiung von der Anstellungsvoraus­

setzung der Bekenntruszugehörigkeit 
Nr. 3/20 18 vom 14.03.2018 Bereitstellung einer Mustersatzung 

für eine Friedhofsbenutzungssatzung 
Nr. 5/2018 vom 15 .02.2018 Grabmalgenehmigungsverfahren 
Nr. 6/2018 vom 08.02.2018 Entgelt bei Anschluss der Heizung an 

dienstliche Versorgungsleitungen 
Nr. 7/2018 vom 27.02.2018 Rahmenbedingungen für Public vie-



Aus datenschutzrechtlichen Gründen erfolgt die
Veröffentlichung des Gesetz- und Verordnungsblattes im
FIS-Kirchenrecht ohne Angabe der Personalnachrichten.
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